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I. Verfahrensrecht 

1. Einzige Anlaufstelle bei Neugründungen und Betriebsummeldungen 

Gemäß § 138 Abs. 1 AO sind die Eröffnung, Verlegung oder Aufgabe von Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft, eines gewerblichen Betriebs, einer Betriebsstätte oder die Aufnahme, 
Verlegung oder Aufgabe einer freiberuflichen Tätigkeit im Inland dem zuständigen Finanzamt 
mitzuteilen. Gleichzeitig bestehen in diesen Fällen oft weitere An- bzw. Ummeldepflichten. 
Dies betrifft insbesondere die Anmeldung eines Gewerbes (§ 14 GewO). Für (künftige) Arbeit-
geber kommen Registrierungen bei der Bundesagentur für Arbeit sowie der Berufsgenossen-
schaft hinzu. Je nach Einkunftsart sind auch Meldungen bei der Handwerkskammer, Industrie- 
und Handelskammer oder der Künstlersozialkasse notwendig. Vielfach werden in diesen Pro-
zessen ähnliche Daten abgefragt, so dass es für die Betroffenen eine erhebliche Erleichterung 
bedeuten würde, wenn es eine einzige Anlaufstelle für Neugründungen (oder Betriebsummel-
dungen) geben würde, die diese Meldepflichten zentralisiert. Zudem müssen alle erforderli-
chen Meldungen digital möglich sein. Nach dem Once-only-Ansatz sollte die einzige Anlauf-
stelle dann die jeweiligen Daten ebenfalls digital an die verschiedenen öffentlichen Stellen 
weiterverteilen.  

Dabei ist zwingend erforderlich, dass die einzige Anlaufstelle ihrerseits (technisch und seman-
tisch eindeutig definierte) Schnittstellen für die Bereitstellung der Daten aus anderen Syste-
men vorsieht. Außerdem muss die Anlaufstelle eine garantierte Rückmeldung an die Betroffe-
nen innerhalb einer festgelegten kurzen Frist sicherstellen. Denn nur dadurch kann ein effizi-
entes Verfahren implementiert werden.  

2. Optimierung der verbindlichen Auskunft und der verbindlichen Zusage 

Die Ansätze im „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 
2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
hörden im Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts“ sind 
zwar positiv, aber nicht ausreichend, um die Defizite der verbindlichen Auskunft bzw. verbind-
lichen Zusage zu eliminieren. Problematisch ist insbesondere, dass der Teilabschlussbe-
scheid auf Betriebsprüfungen beschränkt ist und der Erlass des Bescheides im Ermessen der 
Finanzverwaltung liegt.  

Derzeit eignet sich die verbindliche Auskunft (§ 89 Abs. 2 AO) nicht zur Klärung abstrakter 
Rechtsfragen, bloßer Sachverhaltsunsicherheiten oder zur rechtlichen Würdigung bereits ver-
wirklichter Sachverhalte. Eine dahingehende Flexibilisierung des Instruments der verbindli-
chen Auskunft könnte zu einer erheblichen Planungs- und Entscheidungssicherheit des Steu-
erpflichtigen beitragen. Sie wäre dazu geeignet, Ressourcen auf Seiten des Steuerpflichtigen 
und der Finanzverwaltung zu schonen, Betriebsprüfungen weniger streitanfällig zu machen 
und damit deutlich zu verkürzen. Unseres Erachtens sollte zudem eine verbindliche Frist für 
die Beantwortung der Anfrage in das Gesetz aufgenommen werden, zumindest aber nach Ab-
lauf der Frist des § 89 Abs. 2 Satz 4 AO ein einklagbarer Anspruch des Antragstellers beste-
hen. 

Da der Sachverhalt bereits bekannt ist und geprüft wurde, hat auch die verbindliche Zusage 
i. S. d. § 204 AO das Potential, ohne großen Aufwand Rechtssicherheit zu schaffen und Res-
sourcen für die Zukunft zu schonen. Allerdings bedarf es aus Sicht der Bundessteuerberater-
kammer (BStBK) auch hier einer Optimierung, um das Instrument praxisgerechter 
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auszugestalten. Dem Steuerpflichtigen sollte es wahlweise möglich sein, in seinem Antrag auf 
Erteilung einer verbindlichen Zusage an der Darstellung des geprüften Sachverhalts mitzuwir-
ken. Aus Sicht der BStBK sollte zudem eine Frist für die Erteilung der verbindlichen Zusage in 
das Gesetz aufgenommen werden. Eine kurze Frist von drei Monaten nach dem Ende der Au-
ßenprüfung muss hier ausreichen. Dadurch kann schnell Rechtssicherheit über die zukünftige 
Handhabung des geprüften Sachverhalts hergestellt werden. Betriebsprüfungen könnten 
dadurch entlastet und verkürzt werden. 

3. Zeitnahe Betriebsprüfung 

Die zeitnahe Betriebsprüfung (§ 4a BpO) als Instrument zur Beschleunigung von Außenprü-
fungen sollte vermehrt genutzt werden. Vorbereitende Arbeiten im Unternehmen und beim 
Steuerberater würden dadurch vermindert und die Sachverhaltsaufklärung erleichtert. Im Zuge 
der schnelleren Steuerfestsetzung wäre dann auch eine weitere Verkürzung der gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten möglich. Das würde zu einer spürbaren Entlastung für die Wirtschaft 
führen. Das Ziel des Gesetzgebers, Betriebsprüfungen zu beschleunigen, wird durch das „Ge-
setz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung 
der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der 
Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts“ u. E. nicht erreicht. 

Aus Sicht der BStBK ist es erforderlich, dass der Fokus nicht nur auf Konzernen und anderen 
Großbetrieben liegt. Auch kleine und mittlere Unternehmen sollten von der zeitnahen Be-
triebsprüfung und den damit verbundenen Verfahrensvorteilen profitieren können. Das Instru-
ment der zeitnahen Betriebsprüfung muss dafür an die spezifischen Bedürfnisse von kleinen 
und mittleren Unternehmen angepasst werden, um die Akzeptanz bei Unternehmen und die 
bundesweite Verbreitung zu fördern. Gerade kleine und mittlere Betriebe dürfen jedoch durch 
die hohen Anforderungen an Steuerkontrollsysteme und die Verlagerung originärer Prüftätig-
keiten auf das Unternehmen nicht überfordert werden. Die Einführung eines abgestuften Sys-
tems, das in Abhängigkeit von der Unternehmensgröße die Anforderungen definiert, könnte 
hier Abhilfe schaffen.  

Der wachsenden Bedeutung von Transparenz und Steuerkontrollsystemen in Betriebsprüfun-
gen sollte ein Mehr an Rechtssicherheit gegenüberstehen. Die durch das „Gesetz zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung 
und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts“ in Artikel 97 § 38 EGAO eingeführte 
Klausel zur Erprobung alternativer Prüfungsmethoden sollte daher, um den Output zu erhö-
hen, unbürokratisch auch für KMU geöffnet werden. Parallel dazu sollte eine gesetzliche Re-
gelung, die an den Einsatz von Steuerkontrollsystemen konkrete Prüfungserleichterungen für 
anschluss- und nicht anschlussgeprüfte Unternehmen knüpft, implementiert werden. Nach An-
sicht der BStBK ist eine gesetzliche Regelung für ein freiwilliges Antragsverfahren zum Erhalt 
von Prüfungserleichterungen zielführend.  

4. Überarbeitung des Fristenkonzepts der AO 

Das Fristenkonzept der AO bedarf trotz der mit dem „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über 
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Moder-
nisierung des Steuerverfahrensrechts“ eingeführten Begrenzung der Ablaufhemmung auf 
fünf Jahre einer grundsätzlichen Reform mit dem Ziel der Erlangung schnellerer 
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Rechtssicherheit. Festsetzungsfristen und die damit in Verbindung stehenden Aufbewah-
rungsfristen sind so weit wie möglich zu vereinheitlichen und zu verkürzen. Denn nach wie vor 
ergeben sich aus einer Vielzahl von Gesetzen unterschiedliche Aufbewahrungsfristen. Eine 
grundlegende Systematik ist nicht erkennbar. Die Unübersichtlichkeit der Aufbewahrungs-
pflichten führt in der Praxis oft dazu, dass aus Vorsichtsgründen zu viele Unterlagen aufbe-
wahrt werden.  

Laufende Prüfungen sollten weder von den Unternehmen noch von der Finanzverwaltung in 
die Länge gezogen werden können. Die Ablaufhemmung sollte über die im Entwurf eines „Ge-
setzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Ände-
rung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Be-
reich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts“ vorgesehene Ver-
kürzung der Ablaufhemmung hinaus weiter verkürzt und eine Höchstdauer für Betriebsprüfun-
gen eingeführt werden. 

5. Bessere Rechtssetzung und Evaluierung von Gesetzen und Verwaltungsanweisungen 

Ein wesentliches Ziel muss es sein, Gesetze wirksam und praxistauglich zu gestalten. Sie 

müssen erkennen lassen, was das Gesetzesziel ist, Tatbestände klar definieren und nicht aus 

einer Anhäufung von unbestimmten Rechtsbegriffen bestehen. Sie müssen Rechtsfolgen klar 

benennen und sollten nicht durch eine Vielzahl von Ausnahmen und Gegenausnahmen un-

übersichtlich werden.  

Bestehende Gesetze oder Verwaltungsanweisungen sollten nach einem bei Implementierung 
festgelegten Zeitplan einem Evaluierungsprozess unterzogen werden. Für die Akzeptanz der 
Regelungen ist es wichtig, dass diese für die Betroffenen nachvollziehbar und praktisch hand-
habbar sind. Aus Sicht der BStBK ist es zudem erforderlich, dass die Ergebnisse der Evaluie-
rungen transparent gemacht werden. Es sollte der Öffentlichkeit nachvollziehbar dargelegt 
werden, welche Schlüsse aus der Evaluierung gezogen werden. 

Besonders in Bezug auf die bislang geltende „One in, one out“-Regel können noch deutlich 
bessere Ergebnisse beim Bürokratieabbau und E-Government erzielt werden. Kritisch ist ins-
besondere, dass die bisherige 1:1-Umsetzung von EU-Recht nicht von der „One in, one out“-
Regel umfasst ist. Darin liegt immenses Bürokratie-Einsparpotential, da EU-Recht einen we-
sentlichen Teil des anzuwendenden Rechtsrahmens ausmacht. Problematisch ist zudem, 
dass die derzeitige Ausgestaltung der Bürokratiebremse in Form einer „One in, one out“-Regel 
darauf ausgerichtet ist, allenfalls den Status quo zu erhalten. Deutschland ist aber bereits 
überbürokratisiert, was für den Wirtschaftsstandort erhebliche Nachteile bringt und auch die 
konjunkturelle Entwicklung hemmt. Dabei gilt es insbesondere kleine und mittlere Unterneh-
men im Blick zu behalten, da diese überproportional von gesetzlichen Vorgaben und damit 
durch Bürokratie belastet werden. Denn sie müssen in Relation zu großen Unternehmen hö-
here Kosten aufbringen, um alle bürokratischen Pflichten erfüllen zu können.  

Ausweislich des Koalitionsvertrages soll die „One in, one out“-Regel gestrichen und in eine 
„One in, two out“-Regel fortentwickelt werden, bei der künftig auch der Aufwand aus EU-
Vorgaben, der Aufwand für Bürgerinnen und Bürger und Verwaltung sowie der einmalige Um-
stellungsaufwand berücksichtigt werden soll. Dies entspricht einer bereits seit längerer Zeit 
von der BStBK erhobenen Forderung und ist insofern ausdrücklich zu begrüßen. Für den 
Standort Deutschland ist wichtig, dass diese beabsichtigte Änderung schnellstmöglich umge-
setzt wird. 
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6. Sozialversicherungsprüfungen: Automatische Auswertung der Bescheide und Prüfbe-
richte der Finanzbehörden 

Grundsätzlich folgt die Sozialversicherungspflicht der Steuerpflicht, so dass Bescheide bzw. 
Prüfberichte der Finanzbehörden auch für die (eigenständige) sozialversicherungsrechtliche 
Beurteilung auszuwerten sind. Hierbei ist von den Arbeitgebern bzw. deren Vertretern sicher-
zustellen, dass eine entsprechende Auswertung erfolgt. Wird die Auswertung eines Lohn-
steuer-Haftungsbescheides erst nach Ablauf von drei Monaten vorgenommen, so werden 
auch Säumniszuschläge erhoben. Diesbezüglich würde eine auf der Zustimmung des Steuer-
pflichtigen beruhende Weitergabe der Daten durch die Finanzbehörden eine Entlastung für 
die Arbeitgeber bedeuten. Dies gilt sowohl in organisatorischer Hinsicht als auch zur Errei-
chung einer zeitnahen sozialversicherungsrechtlichen Prüfung der zugrundeliegenden Sach-
verhalte. 

7. Berichts-, Dokumentations- und Meldepflichten reduzieren 

Es ist zu prüfen, welche Berichts-, Dokumentations- und Meldepflichten reduziert oder ganz 
abgeschafft werden können. Gerade Meldepflichten für statistische Zwecke, die für die Unter-
nehmensführung oft keine Relevanz haben, binden zunehmend finanzielle und personelle 
Ressourcen im Unternehmen. Hier gilt es, den Fokus auf essentielle Angaben zu legen. 
Pflichten dürfen zudem nicht nur einseitig dem Steuerpflichtigen auferlegt werden. Unseres 
Erachtens bedarf es in Deutschland eines Kulturwandels hin zu mehr Vertrauen und Koopera-
tion zwischen Finanzverwaltung, Steuerpflichtigen und deren Beratern anstatt stets Regulie-
rung und Kontrolle auszuweiten.  

Demgegenüber wurden in den letzten Jahren diverse Bürokratiebelastungen in Form von 
massivem administrativem Aufwand neu eingeführt. Hierzu zählen u. a. Berichts-, Dokumenta-
tions- und Meldepflichten aus EU-Vorgaben wie das Country-by-Country-Reporting (CbCR) 
von länderbezogenen Berichten an die Finanzverwaltung, die Meldepflicht für grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen (DAC 6), die Meldepflicht für Plattformbetreiber (DAC 7) oder 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD). Daneben werden künftig weitere Belastungen 
etwa in Form einer umfassenden und komplexen Meldung der Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (CSDDD/EU-Lieferkettengesetz) auf die Unternehmen 
zukommen. Statt Meldepflichten zu reduzieren, werden diese drastisch erweitert und damit 
insbesondere nicht das bisherige „One in, one out“-Prinzip konsequent angewendet.  

Wenn man sich vergegenwärtigt, dass die Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen bereits keinen nennenswerten Mehrgewinn an Erkenntnis oder Steuersubstrat be-
dingt, ist von einer Meldepflicht für nationale Steuergestaltungen auch weiterhin zwingend Ab-
stand zu nehmen. Anstatt weitere „Bürokratiemonster“ zu schaffen bzw. neu einzuführen, soll-
ten vielmehr bereits bestehende konsequent abgebaut werden. 

Vor diesem Hintergrund ist die im Koalitionsvertrag vorgesehene Senkung der Bürokratiekos-
ten für die Wirtschaft um 25 % (rund 16 Mrd. €) und des Erfüllungsaufwands für Unternehmen, 
Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltung um mindestens 10 Mrd. € ausdrücklich zu begrü-
ßen und bedarf schnellstmöglich einer tatsächlichen Umsetzung. 

Ebenso sollte das im Koalitionsvertrag avisierte Ziel, Dokumentationspflichten insbesondere 
für Handwerk, Einzelhandel, Landwirtschaft, Gastronomie und Hotellerie abzubauen und dazu 
vermehrt auf Sanktionierung von Verstößen statt auf regelmäßige Nachweispflichten zu set-
zen, generelle Gültigkeit erlangen und auch auf den Bereich des Steuerrechts erstreckt 
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werden. Dies wäre ein wichtiger Schritt von der bestehenden „Misstrauenskultur“ und dem An-
spruch auf eine Vollkontrolle hin zu einer Vertrauenskultur.  

8. Erleichterte Gründung und Schaffung eines rechtssicheren Rahmens für Hilfsinitiativen 

Aufgrund von Krisen, wie etwa dem Krieg gegen die Ukraine, dem Gaza-Konflikt, der Corona-
Krise, der Flutkatastrophe im Rheinland oder der Erdbebenkatastrophe in der Türkei und Sy-
rien, bilden sich vermehrt kleinere Hilfsinitiativen, die abseits der großen Hilfsorganisationen 
schnell und unbürokratisch Hilfe leisten. Diesen kleineren oder spontan gegründeten Trägern, 
die für das Gemeinwohl von großer Bedeutung sind, fehlt jedoch i. d. R. der Gemeinnützig-
keitsstatus.  

Das führt dazu, dass Geld in einem unsicheren Rechtsrahmen vereinnahmt wird. Es besteht 
keine Kontrolle und Spendenbescheinigungen können nicht ausgestellt werden. Es ist darum 
erforderlich, dass über die gesonderte Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
nach § 60a AO hinaus Erleichterungen für solche Initiativen eingeführt werden.  

Das derzeitige Gemeinnützigkeitsrecht ist indes zu langsam und zu behäbig, um einen geeig-
neten Rechtsrahmen für akute Krisensituationen zu bieten. Zudem wird die Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung mit Blick auf die unterschiedliche Handhabung der Finanzämter bei der An-
erkennung des Gemeinnützigkeitsstatus nicht gewahrt, da die Satzung je nach Finanzamt völ-
lig unterschiedlich beurteilt wird.  

Es bedarf aus Sicht der BStBK eines sicheren grundsätzlichen Rechtsrahmens für schnelles 
und gezieltes Agieren auch kleinerer Hilfsinitiativen.  

Ein möglicher Lösungsansatz für kleinere bzw. spontan gegründete Hilfsinitiativen könnte 
bspw. in einem Antrags- bzw. Anzeigerecht bestehen. Die Tätigkeit könnte dadurch schnell 
und unbürokratisch für einen befristeten Zeitraum gestartet werden und Spenden entgegenge-
nommen werden. In einer an einen Tätigkeitsnachweis geknüpften, nachgelagerten Verwen-
dungsnachweisprüfung wäre der Gemeinnützigkeitsstatus dann zu prüfen. Spendenbescheini-
gungen könnten bei positivem Ergebnis im Nachhinein ausgestellt werden. Ein anderer An-
satz wäre es, Erleichterungen ausschließlich bei bereits anerkannten gemeinnützigen Trägern 
zu verorten. Als Sonderrecht könnte etwa ein krisenbedingtes Abweichen vom Satzungs-
zweck ermöglicht und projektbezogen für einen gewissen Zeitraum und für eine gewisse 
Spendenhöhe durch vereinfachte Nachweise das schnelle Ausstellen von Spendenbescheini-
gungen ermöglicht werden. Unter Einbindung des Zuwendungsempfängerregisters könnten 
Formalitäten rund um das Auffinden von gemeinnützigen Organisationen, das Ausstellen der 
Spendenbescheinigungen etc. vereinfacht werden. 

9. Potentiale der Digitalisierung nutzen 

Die Potentiale der Digitalisierung müssen stärker genutzt werden. Daten, die der Finanzver-
waltung auch aus anderen Quellen bekannt sind, sollten nicht mehr erklärt werden müssen 
und die vorausgefüllte Steuererklärung sollte erweitert werden. Dazu sollte die Steuerverwal-
tung etwa Daten der Versorgungswerke, weiterer Versicherungen oder die Meldung von Kin-
derbetreuungskosten elektronisch abrufen können.  

Zudem bedarf es der flächendeckenden Einführung des digitalen Steuerbescheids, um ein  
effizientes und vollständiges digitales Besteuerungsverfahren zu schaffen. Dabei ist es nicht 
ausreichend, lediglich den Papierbescheid in elektronischer Form zum Abruf bereitzustellen, 
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wobei selbst dies noch nicht flächendeckend möglich ist (bspw. bei Gewerbesteuer- oder 
Grundsteuerbescheiden). Die Bescheide müssen vielmehr auch in strukturierter Form und da-
mit maschinenlesbar erstellt werden. Nur so wird ein automatischer Vergleich der Bescheid-
Daten mit den Daten der elektronischen Steuererklärung ermöglicht und ein bürokratiearmes 
effizientes Besteuerungsverfahren gewährleistet. Ebenso sollten Belege vollständig digitali-
siert werden und steuerliche Prozesse zwischen Unternehmen und Verwaltung medienbruch-
frei abgewickelt werden können. Die von der BStBK betriebene Vollmachtsdatenbank leistet 
bereits heute einen wichtigen Beitrag zur elektronischen Abwicklung steuerlicher Prozesse. Es 
darf aber nicht bei einer „digitalen Einbahnstraße“ zu Lasten der Steuerpflichtigen bleiben.  

So muss auch eine unkomplizierte elektronische Kommunikation vor der Steuerfestsetzung 
möglich sein, anstatt Nachweisanforderungen in Papierform zu erhalten oder Angaben in den 
Steuererklärungen nicht anzuerkennen und – ohne nachzufragen bzw. Nachweise anzufor-
dern – in den Bescheiden nicht zu berücksichtigen und dies lediglich in den Erläuterungen 
auszuführen. Daneben regen wir eine flächendeckende automatisierte Vorbefüllung der Steu-
ererklärungen durch Nutzung aller bereits vorhandenen Daten (z. B. Versorgungswerke) an, 
um etwaige Eingabefehler und den Zeitaufwand drastisch zu reduzieren. Zudem würde ein 
einheitliches Steuerkonto für alle Steuerarten durch Zusammenführung der unterschiedlichen 
Steuerkonten zum Bürokratieabbau und einer besseren Übersicht und Liquiditätsplanung bei-
tragen. 

Auch die Betriebsprüfung muss konsequent und umfassend auf digitale Systeme, Prozesse 
und Kommunikation umgestellt werden. Dabei kann und muss die Systemprüfung einen ent-
scheidenden Beitrag zur Prozessvereinfachung leisten. Die Umsetzung der mit dem „Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der  
Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts“ in § 147b AO eingeführten 
Verordnungsermächtigung zur Vereinheitlichung von digitalen Schnittstellen ist in diesem Zu-
sammenhang von entscheidender Bedeutung. Die Vereinheitlichung von Schnittstellen ist ein 
wichtiger Schritt zur Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens, der zu einem geringeren 
Ressourcenaufwand und zu einer deutlichen Beschleunigung von Außenprüfungen beitragen 
kann. Zu einem ersten Diskussionsentwurf des BMF hat sich die BStBK am 26. Januar 2024 
geäußert und weist auf umfangreichen Anpassungsbedarf hin. Im zweiten Entwurf wurde dem 
nicht in allen Punkten ausreichend Rechnung getragen. Die Verordnung muss Rechtssicher-
heit schaffen und darf nicht zu einer unverhältnismäßigen Verlagerung von Pflichten auf den 
Steuerpflichtigen führen. Denn im Gegenzug zu den zunehmenden immensen Informations-
anforderungen der Finanzverwaltung müssen den Steuerpflichtigen auch Erleichterungen ge-
währt werden.  

Um den Digitalisierungsgrad von Prüfungen zu erhöhen, sollte die avisierte Standardisierung 
u. E. mit einem internationalen Verfahren kompatibel sein und eine Vereinheitlichung mit der 
sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfung angestrebt werden. Es macht aus Sicht der 
BStBK keinen Sinn, wenn trotz vieler Parallelen Sozialversicherung und Finanzverwaltung un-
abhängig voneinander Veränderungen anstreben. Gleiches gilt für von den Bundesländern 
implementierte bzw. in Umsetzung befindliche Kollaborationsplattformen, die einer Vereinheit-
lichung bedürfen. Für die Prüfer der Deutschen Rentenversicherung werden verglichen mit 
der steuerlichen Außenprüfung in weiten Teilen identische Daten aus den Finanzbuchfüh-
rungssystemen der geprüften Arbeitgeber bereitgestellt – aber auf Basis unterschiedlicher 
Schnittstellen, unterschiedlicher Datensatzbeschreibungen, unterschiedlicher Semantik und 
unterschiedlicher Formate. Das Entbürokratisierungspotential aus einem solchen, zu favorisie-
renden „Once-only-Ansatz in der Betriebsprüfung“ wäre aus Sicht der Steuerpflichtigen bzw. 
Arbeitgeber, des steuerberatenden Berufsstands und der Softwarehersteller immens. 



 

Seite 9 

Darüber hinaus ist ein konsequenter „Digital-Check“ sowohl hinsichtlich neuer Gesetze als 
auch bestehender Regelungen einzuführen, um die Digitalisierbarkeit des Gesetzesvollzugs 
sicherzustellen. Denn das materielle Steuerrecht ist vielfach zu komplex, missverständlich und 
unsystematisch, was zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit führt und wichtige Digitalisie-
rungs- und Automationsbestrebungen für den Steuervollzug behindert. Dies beinhaltet auch 
eine Überprüfung der Regelungen, um zu vermeiden, dass schlechte analoge Prozesse zu 
schlechten digitalen Prozessen werden. 

Damit Digitalisierungspotentiale tatsächlich in der Fläche ankommen, scheint eine verlässli-
che, rechts- und beweissichere elektronische Kommunikation zwischen allen Beteiligten – 
Verwaltung, Gerichten, Unternehmen, Bürgerinnen und Bürgern sowie deren Bevollmächtig-
ten – als tragfähige Grundlage unerlässlich. Erfahrungswerte zeigen, dass rein verfügbarkeits-
orientierte Kanäle wie E-Mail oder Fax ohne ergänzende Absicherungen häufig nicht die not-
wendige Vertraulichkeit und Nachweisführung bieten; gleichzeitig führen unterschiedlichste 
Speziallösungen in der Praxis zu Medienbrüchen oder Rückgriffen auf unsichere Kommunika-
tionsarten. Eine einfach anschlussfähige, interoperable Kommunikationslandschaft könnte 
hier Hürden senken und die medienbruchfreien Prozesse stützen.  

In diesem Zusammenhang lässt sich die Rolle der Steuerberaterplattform mit dem besonde-
ren elektronischen Steuerberaterpostfach als Vorbild verstehen – insbesondere in der gericht-
lichen Kommunikation; zur Finanzverwaltung bestehen jedoch weiterhin getrennte Verfah-
renswege (u. a. ELSTER/ERIC). Eine bessere Annäherung der Kommunikation über beste-
hende Fachverfahren hinweg würde die angestrebten volldigitalen Prozesse weiter erleich-
tern, ohne neue Insellösungen zu schaffen.  

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, Interoperabilität bei Schnittstellen und Formaten 
schrittweise zu erhöhen und dabei vorhandene Vereinheitlichungsbestrebungen aufzuneh-
men, um Doppelwege zu vermeiden und den Once-only-Ansatz zu stärken. 

10. Schnelle flächendeckende OZG-Umsetzung, Vereinheitlichung digitaler Identitäten und 
Schaffung von Schnittstellen  

Einfache, nutzerfreundliche Onlineverfahren erleichtern den Umgang mit staatlichen Stellen 
und sind ein zentraler Hebel zum Bürokratieabbau. Allerdings hinkt die deutsche Verwaltung 
den ursprünglich gesetzlich avisierten Zielen einer flächendeckenden Umsetzung der Digitali-
sierung von Verwaltungsleistungen meilenweit hinterher, wie auch der Jahresbericht 2022 des 
Nationalen Normenkontrollrates zeigt. Daraus resultieren erhebliche bürokratische Belastun-
gen für Bürger und Verwaltung. Die BStBK fordert, die flächendeckende OZG-Umsetzung 
endlich zu forcieren. 

Dabei ist auch eine moderne digitale Identität die absolute Basis für eine sichere, zeitspa-
rende und medienbruchfreie Kommunikation in einer Welt von digitalen Ökosystemen und 
Portalen – sie ist Garant einer nachgewiesenen Vertrauensstellung für Absender und Empfän-
ger zugleich. 

Um das Potential digitaler Identitäten voll auszuschöpfen, sollte die Umsetzung der EUDI-
Wallet für natürliche Personen ebenso vorangetrieben werden, wie die Organisationswallet, 
die jeweils eine effektive Handhabung mit digitalen Identitäten gewährleisten. Dies beinhaltet 
eine eindeutige, digitale Identität mit individueller Kennzeichnung des Rechtssubjekts. Nur so 
gelingt es, den Flickenteppich digitaler Identitäten aufzulösen. Dies würde eine erhebliche 
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Bürokratieentlastung ermöglichen, nicht zuletzt, weil die „klassischen“ Schriftformerfordernisse 
bürokratische Hürden und Digitalisierungshemmnisse darstellen. 

Die Verleihung einer einheitlichen digitalen Identität erleichtert den Zugang zu Diensten der 
Wirtschaft, vermindert die Missbrauchsgefahr der Nutzung digitaler Identitäten und ermöglicht 
die Verwendung desselben Authentisierungsmediums bei allen Diensten (Single-Sign-On- 
Verfahren). 

Die BStBK nimmt bei der Digitalisierung eine Vorreiterrolle ein. Seit dem 1. Januar 2023 er-
möglicht es die Steuerberaterplattform dem Berufsstand der Steuerberater, durch Verknüp-
fung der persönlichen, digitalen Identität mit dem Berufsträgerattribut aus dem Berufsregister, 
die besondere Stellung des Berufsträgers als Organ der Steuerrechtspflege auch bei der Nut-
zung von Online-Diensten oder beim Versenden von Nachrichten (Behörden, Gerichte etc.) 
rechtssicher und für alle Partner erkennbar und nachvollziehbar nachzuweisen. Die Erweite-
rung der Steuerberaterplattform u. a. um eine Anbindung an die Vollmachtsdatenbank (VDB) 
ermöglicht im digitalen Geschäfts- und Rechtsverkehr sowie auf Plattformen (z. B. im OZG-
Kontext) ein digitales, stellvertretendes Handeln des Steuerberaters für seinen Mandanten. 
Hätte bspw. zu Beginn der Corona-Krise die Steuerberaterplattform bereits existiert, wäre die 
Abwicklung der Beantragung von Fördermitteln noch schneller, sicherer und komfortabler 
möglich gewesen. 

Die moderne digitale Identität bildet die Grundlage für vertrauenswürdige, nutzerfreundliche 

Online-Verfahren. Ihr volles Potenzial entfaltet sich dort, wo Identität, Berechtigung (inkl. Ver-

tretungen) und ein sicherer, bidirektionaler Nachrichtenaustausch reibungslos zusammenspie-

len – über Portale und Fachverfahren hinweg. Die Verknüpfung der persönlichen digitalen 

Identität mit dem Berufsträgerattribut auf der Steuerberaterplattform verdeutlicht bereits heute, 

wie Attributnachweise in Verfahren und Kommunikation integriert werden können. Eine behut-

same Harmonisierung über Verwaltungsebenen und Systeme hinweg könnte die OZG-Ziele 

spürbar unterstützen.  

 

Aus Nutzersicht erscheint es hilfreich, wenn digitale Workflows neben der Authentifizierung 

auch eine einfach nutzbare Kommunikationsmöglichkeit beinhalten, die verwaltungsweit aner-

kannt ist und Zustell- sowie Fristsachverhalte nachvollziehbar abbildet. Dies würde die bereits 

im Papier angelegte Zielsetzung „einfach, nutzerfreundlich und medienbruchfrei“ zusätzlich 

absichern und könnte zugleich den Aufwand auf Seiten der Beteiligten reduzieren.  

 

Wichtig ist, die zukünftigen digitalen Workflows, die häufig über Portale laufen werden, so zu 

gestalten, dass sie reibungslos, komfortabel und sicher ablaufen können. Dazu sollte insbe-

sondere die Vereinheitlichung der Datenschnittstellen und -formate aller Ämter und Behörden 

geschaffen werden. Durch eine Vielzahl unterschiedlicher Datenformate ist meist keine direkte 

Anbindung der Programme an die Behörden möglich. Wünschenswert ist daher ein einheitli-

cher Standard der Datenschnittstellen und -formate für einen schnelleren und einfacheren Da-

tenaustausch. 
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II. Umsatzsteuer 

1. Reform des Umsatzsteuerverfahrensrechts 

Obwohl die Umsatzsteuer für Unternehmen ein durchlaufender Posten sein sollte (Neutrali-

tätsprinzip), werden die Unternehmen häufig sachwidrig mit Umsatzsteuer belastet. Hierdurch 

werden die betroffenen Unternehmen wettbewerbswidrig benachteiligt. Ursache für die Verlet-

zung des Neutralitätsprinzips ist das Verfahrensrecht der Abgabenordnung, welches starr auf 

das zweiseitige Steuerschuldverhältnis zwischen dem Steuerschuldner und seinem Steuer-

gläubiger abstellt. Damit ist es nicht in der Lage, dass bei der zwischenunternehmerischen 

Leistungserbringung typische Vierecksverhältnis zwischen leistendem Unternehmer, dessen 

Steuergläubiger (Finanzverwaltung), leistungsempfangendem Unternehmer und dessen Steu-

ergläubiger (Finanzverwaltung) adäquat zu regeln. Dies führt häufig zu sich widersprechen-

den Steuerfestsetzungen ohne Korrekturmöglichkeit und damit zur Verletzung des Neutrali-

tätsprinzips. 

Die Umsatzsteuer als Massentransaktionssteuer muss demnach wieder rechtssicher und un-

ter Beachtung der unionsrechtlichen Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Neutralität 

für Umsätze zwischen Unternehmen erhoben werden. Dies setzt eine kongruente Steuerfest-

setzung unter Zugrundelegung einer einheitlichen rechtlichen Beurteilung eines Sachverhalts 

bei sämtlichen Beteiligten voraus.  

Die BStBK hat zu diesem Zweck gemeinsam mit dem Bundesverband der deutschen Industrie 

e.V. (BDI) Reformvorschläge erarbeitet, die einen erheblichen Bürokratieabbau für Unterneh-

men und deren Berater und eine Schonung von Ressourcen aufseiten der Finanzverwaltung 

und der Justiz zur Folge hätten.  

Sie sehen neben verbindlichen Auskunftsverfahren im Vorfeld der Steuerfestsetzung und ei-

nem gesonderten Feststellungsverfahren durch die Finanzverwaltung des einen Unterneh-

mens mit Wirkung für alle anderen Beteiligten u. a. eine korrespondierende Änderungsvor-

schrift sowie die Erweiterung der Möglichkeiten der Beiladung und Hinzuziehung vor. Zudem 

wird eine Regelung für die Abschaffung der Vollverzinsung bei korrespondierenden Fehlern 

gefordert, die weder zu einem Liquiditätsnachteil beim Fiskus, noch zu einem Liquiditätsvorteil 

beim Unternehmen führen. 

2. Einführung eines elektronischen Rechnungsstellungs- und Meldesystems 

Die BStBK begrüßt die durch das Wachstumschancengesetz in Deutschland eingeführte E-
Rechnungspflicht im B2B-Bereich. Die Übergangsregelungen auf der Ausstellerseite für die 
Jahre 2025 bis 2027 sollten jetzt für eine zügige Umsetzung genutzt werden. Durch eine flä-
chendeckende E-Rechnungspflicht kann eine drastische Effizienzsteigerung, eine Erhöhung 
des Automatisierungsgrades und damit eine deutliche Bürokratieentlastung erreicht werden. 
Wir verweisen insoweit auch auf das im August 2022 an das BMF gerichtete Diskussionspa-
pier und die Stellungnahmen der BStBK zum Wachstumschancengesetz, in dem die BStBK 
die relevanten Aspekte zur Einführung von verpflichtenden elektronischen Rechnungsstel-
lungs- und Meldesystemen benannt hat.  

Der am 14. April 2025 in Kraft getretene EU-Maßnahmenkatalog „VAT in the digital age“ sieht 
ab dem 1. Juli 2030 u. a. ein verpflichtendes digitales Echtzeit-Meldesystem für 
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innergemeinschaftliche Umsätze vor, das auf Grundlage einer elektronischen Rechnungsstel-
lung eingeführt werden soll. Mit der EU-Richtlinie wurde zudem der Weg für die Mitgliedstaa-
ten geebnet, auf nationaler Ebene digitale Meldesysteme einzurichten bzw. bereits implemen-
tierte Systeme an den EU-weiten Meldestandard anzupassen. Damit ein solches System 
rechtzeitig und effizient implementiert werden kann, sollte auch auf die Expertise europäischer 
Marktteilnehmer zurückgegriffen werden. Damit die Akzeptanz und das Vertrauen in die E-
Rechnung und ein digitales Meldesystem wachsen, bedarf es eines ganzheitlichen und lö-
sungsorientierten Ansatzes, der für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) auch nieder-
schwellige staatliche Unterstützungsangebote schafft. 

3. Schaffung eines Antragsverfahrens bei der umsatzsteuerrechtlichen Organschaft 

Der Bereich der umsatzsteuerrechtlichen Organschaft ist bisher von großer Rechtsunsicher-
heit geprägt. Die Rechtsfolgen der umsatzsteuerrechtlichen Organschaft treten in Deutschland 
– anders als in anderen europäischen Ländern – unabhängig von Kenntnis und Willen der Be-
teiligten ein, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Vor dem Hintergrund, dass 
die gesetzlichen Tatbestandsmerkmale auslegungsbedürftig sind und der BFH einen zuneh-
mend strengeren Maßstab an die Eingliederungsvoraussetzungen der umsatzsteuerrechtli-
chen Organschaft anlegt, unterliegen Unternehmen einem ständigen Risiko, dass im Rahmen 
einer Betriebsprüfung 

• eine bestehende Organschaft festgestellt wird, die irrtümlich nicht gelebt worden ist oder  

• eine irrtümlich von den Beteiligten angenommene Organschaft vom Finanzamt in Zweifel 
gezogen wird. 

Die Feststellung einer tatsächlich bestehenden, aber nicht gelebten Organschaft bzw. einer zu 
Unrecht gelebten Organschaft bei einer Betriebsprüfung hat weitreichende Folgen, wie z. B. 
die nachträgliche Festsetzung von Steuern und Zinsen sowie den im Zusammenhang mit ei-
ner rückwirkenden Korrektur verbundenen administrativen Aufwand. 

Die Notwendigkeit eines Antragsverfahrens wird seit vielen Jahren von der BStBK betont. Ein 
derartiges Verfahren wäre sowohl für die Steuerpflichtigen als auch die Finanzverwaltung vor-
teilhaft. Die zeitnahe Umsetzung würde Rechtssicherheit von Anfang an bringen. Derzeit erfol-
gen nachträgliche Freistellungen bei Betriebsprüfungen, die viel Bürokratieaufwand im Nach-
hinein mit sich bringen. Dies könnte ein Antragsverfahren von vornherein verhindern.  

4. Zulassen der Direktverrechnung der Einfuhrumsatzsteuer mit dem Vorsteuererstattungs-
anspruch  

Das Verfahren zur Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer wird durch die Zollbehörden und das 
Erstattungsverfahren der Einfuhrumsatzsteuer im Wege des Vorsteuerabzugs durch die Fi-
nanzbehörden durchgeführt. Für beide Verfahren liegen in Deutschland uneinheitliche Bestim-
mungen und Fristen vor. Im Regelfall bedeutet dies für viele Unternehmen, dass die Entrich-
tung der Einfuhrumsatzsteuer an die Zollbehörden und die zeitlich nachgelagerte Erstattung 
durch die Finanzbehörden zu nicht unerheblichen Liquiditätsnachteilen führen. Praktikabler 
und sachgerechter wäre eine Direktverrechnung der Einfuhrumsatzsteuer mit dem Erstat-
tungsanspruch im Wege des Vorsteuerabzugs. Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD 
zur 21. Legislaturperiode sieht auf Seite 11 zur Bürokratieentlastung der Unternehmen die 
Umstellung auf ein Verrechnungsmodell vor, was ausdrücklich zu begrüßen ist. Aus Sicht der 
BStBK bedarf es einer zügigen Umsetzung, um die Wettbewerbsnachteile für den Standort 
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Deutschland zu beseitigen. Als Vorbild könnte die in Österreich bzw. anderen Mitgliedstaaten 
bereits seit über 10 Jahren bestehende gesetzliche Regelung dienen. 

5. Harmonisierung der Meldefristen der Zusammenfassenden Meldung und der Umsatz-
steuer-Voranmeldung 

Die Harmonisierung der Meldefristen der Umsatzsteuer-Voranmeldung (grundsätzlich der 
10. des Folgemonats) und der Zusammenfassenden Meldung (grundsätzlich der 25. des Fol-
gemonats), bei gleichzeitiger Zusammenführung der Daten in ein einheitliches Formular, 
würde den Bürokratieaufwand deutlich reduzieren. Die Angaben zur Zusammenfassenden 
Meldung könnten in die Umsatzsteuer-Voranmeldung integriert werden. Nach Übermittlung 
der Voranmeldung an das Finanzamt könnten von dort die „ZM-Daten“ an das Bundeszentral-
amt für Steuern weitergegeben werden.  

Die Idee war bereits Gegenstand der Überlegungen im Rahmen des Bürokratieentlastungsge-
setzes III, wurde aber letztlich nicht umgesetzt. Dies sollte nach unserer Auffassung jetzt 
nachgeholt werden. Allerdings ist in diesem Zusammenhang das Gesetzgebungspaket der 
Europäischen Kommission „VAT in the digital age“ zu berücksichtigen, welches eine Abschaf-
fung der Zusammenfassenden Meldung ab 2030 vorsieht.  

III. Ertragsteuern 

1. Drastische Vereinfachung des Steuerrechts 

Die BStBK setzt sich vehement für eine drastische Vereinfachung des Steuerrechts ein und 
unterstützt die Vorschläge der vom BMF zuletzt beauftragten Expertenkommissionen „Bürger-
nahe Einkommensteuer“ sowie „Vereinfachte Unternehmensteuer“. Wir fordern mehr Pau-
schalierung, Typisierung und Vereinfachung für mehr Praktikabilität und Verwaltungsvereinfa-
chung statt kleinteilige Einzelfallgerechtigkeit. So wird auch in dem Abschlussbericht der „Initi-
ative für einen handlungsfähigen Staat“ völlig zu Recht ausgeführt (S. 26): „Wer es jedem und 
allen recht machen und bei jeder Reform ein Höchstmaß an Einzelfallgerechtigkeit gewähr-
leisten möchte, tappt unweigerlich in die Perfektionismusfalle. Das Ergebnis sind kaum les-
bare, überkomplexe Gesetzestexte mit einem riesigen Vollzugsaufwand.“ 

Die Forderung der BStBK nach Steuervereinfachung durch Typisierungen, Vereinfachungen 
und Pauschalierungen findet sich auch im Koalitionsvertrag wieder. Die Bundesregierung prüft 
hierzu ausweislich des Koalitionsvertrags insbesondere eine Arbeitstagepauschale, in der 
Werbungskosten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zusammengefasst werden können. 
Ebenso sollen auch die Besteuerung der Rentnerinnen und Rentner vereinfacht werden. Die 
BStBK unterstützt diese Forderungen ausdrücklich und regt an, diese zu forcieren und deut-
lich auszuweiten. Es sollten bspw. einzelne Abzugsmöglichkeiten kritisch überprüft werden 
(bspw. § 35a EStG). 

Darüber hinaus bedarf es einer Bereinigung der Steuergesetze von diversen Ausnahmen, Ge-
genausnahmen, Vorbehalten, Gegenprinzipien, Einschränkungen und Widersprüchlichkeiten 
sowie System- und Formulierungsmängeln. Zudem fordert die BStBK die Eindämmung von 
Sozialzweck-, Umverteilungs- und Lenkungsnormen, da sie das Steuerrecht zusätzlich ver-
komplizieren, das Normengefüge unübersichtlich machen, Systematiken durchbrechen und 
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mithin die Rechtsanwendung erschweren. Diese Ziele sollten außerhalb des Steuerrechts ver-
folgt werden. 

Neben einer Vereinfachung des Steuerrechts bedarf es dann auch einer konsequenten Ver-
schlankung des Steuervollzugs, sodass bspw. auf Bagatellprüfungen (insbesondere bei Au-
ßenprüfungen) gänzlich verzichtet und sich auf wesentliche Sachverhalte zur Entlastung von 
Verwaltung und Unternehmen konzentriert werden sollte. 

2. Regelmäßige Überprüfung und Erhöhung der Freibeträge und -grenzen sowie der 
Pauschbeträge 

Freibeträge und -grenzen sowie Pauschbeträge sind in regelmäßigen Abständen einem Moni-
toring-Prozess zu unterziehen und ggf. anzupassen. Gerade im Bereich der Einkommen-
steuer und Lohnsteuer finden sich häufig Beträge, die bereits seit vielen Jahren unverändert 
und dadurch inflationsbedingt entwertet sind. Eine entsprechende Anpassung dient der Ver-
einfachung der Besteuerung und somit auch dem Bürokratieabbau.  

Beispielsweise sind nach § 8 EStDV Gebäudeteile von untergeordnetem Wert nicht als Be-
triebsvermögen zu behandeln, wenn ihr Wert nicht mehr als 1/5 des gemeinen Werts des ge-
samten Grundstücks und nicht mehr als 20.500 € beträgt. Der Wert von 40.000 DM wurde im 
Zuge der Einführung des Euro auf 20.500 € festgelegt; er wurde damit faktisch seit mehr als 
20 Jahren nicht angepasst und ist angesichts der steigenden Immobilienpreise bereits seit 
langem nicht mehr angemessen. Ein weiteres Beispiel ist die seit mehr als 20 Jahren nicht an-
gepasste Freigrenze i. H. v. 256 € nach § 22 Nr. 3 Satz 2 EStG.  

3. Anpassung der Abschreibungsregelungen 

Die letzte Reform der AfA-Tabellen liegt rund 25 Jahre zurück. Vor dem Hintergrund der ge-
rade im Zusammenhang mit der Digitalisierung immer kürzer werdenden Produktions- und In-
novationszyklen ist eine Überprüfung und Anpassung der AfA-Tabellen und damit eine Ver-
kürzung der Nutzungs- und Abschreibungszeiträume angezeigt. Die temporäre Wiedereinfüh-
rung der degressiven AfA ist aus unserer Sicht ein entlastendes Moment für die Wirtschaft, 
ohne zu dauerhaften Einnahmenverlusten für den Fiskus zu führen. Diese Möglichkeit sollte 
zeitlich entfristet werden. 

4. Geringwertige Wirtschaftsgüter 

Die Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) wurde 2018 von 410 € auf 800 € ange-
hoben. Die auch vom Bundesrat seit längerem geforderte Anhebung auf zumindest 1.000 € 
war zusammen mit Verbesserungen bei den Abschreibungsmöglichkeiten des Sammelpos-
tens für Zwecke des Bürokratieabbaus ebenfalls im Wachstumschancengesetz vorgesehen 
und wird von der BStBK begrüßt. Dieser Vorschlag sollte weiterverfolgt werden.  

Ebenso begrüßen wir die ursprünglich im Steuerfortentwicklungsgesetz vorgesehene Anhe-
bung der Wertobergrenzen bei der Poolabschreibung nach § 6 Abs. 2a Sätze 1 bis 4 EStG 
sowie die geplante Streichung der Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten für GWG 
nach § 6 Abs. 2 Sätze 4 und 5 EStG. Auch dieser Vorschlag sollte erneut aufgegriffen wer-
den. 
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In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die noch weitergehenden Vorschläge der 
Expertenkommission „Bürgernahe Einkommensteuer“ (S. 40 f.), die für einen spürbaren Büro-
kratieabbau sorgen würden. Letztlich handelt es sich dabei lediglich um temporale Aufwands-
verschiebungen, die – bis auf Zins- und Progressionseffekte – über die Totalperiode gesehen 
nicht zu Steuermindereinnahmen führen.   

5. (Erst-)Ausbildungskosten 

Auch nach der Entscheidung des BVerfG vom 19. November 2019 ist die Unterscheidung von 
nur begrenzt als Sonderausgaben abzugsfähigen (Erst-)Ausbildungskosten und als Wer-
bungskosten abzugsfähigen Fortbildungskosten nach unserer Auffassung streitanfällig und 
nicht mehr zeitgemäß. Im Zuge des erforderlichen lebenslangen Lernens sollten Aus- und 
Fortbildungskosten generell als Werbungskosten abzugsfähig sein. 

6. Reform der Gemeindefinanzierung 

Die Gewerbesteuer ist seit Jahrzehnten in der Kritik und erweist sich in jeder Krise erneut als 
ungeeignet, den Gemeinden eine verlässliche Finanzquelle zu erschließen. Die für die Stabili-
sierung der Gemeindefinanzen eingebauten Hinzurechnungsregeln belasten gerade in einer 
Krise die Wirtschaft zusätzlich, da sie zu einer Substanzbesteuerung führen können. Damit 
verletzt die Gewerbesteuer das Leistungsfähigkeitsprinzip und stellt zudem einen Fremdkör-
per im internationalen Steuerrecht dar. Es sollte die Gelegenheit wahrgenommen werden, die 
vorhandenen Modelle für einen Ersatz der Gewerbesteuer erneut zu diskutieren und eine 
tragfähige Lösung für die Zukunft zu entwickeln, die auch zu einer Vereinfachung und Entbü-
rokratisierung beizutragen vermag. 

7. Voraussetzungen einer ertragsteuerlichen Organschaft erleichtern  

Als Voraussetzung für eine ertragsteuerliche Organschaft muss u. a. zwingend ein zivilrecht-
lich wirksamer Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen werden. Dies führt in der Praxis 
vielfach zu erheblichen Unsicherheiten und aufgrund der Streitanfälligkeit zu diversen Finanz-
gerichtsverfahren. Denn wenn sich – beispielsweise im Rahmen einer Betriebsprüfung – ex 
post herausstellt, dass eine Organschaft aufgrund zivilrechtlicher Mängel des Ergebnisabfüh-
rungsvertrages rückwirkend versagt wird, drohen erhebliche Besteuerungsrisiken in Bezug auf 
die Organschaftslücken. Sowohl die Erstellung als auch das erforderliche ständige Monitoring 
bestehender Ergebnisabführungsverträge und die ggf. erforderlichen Anpassungen binden 
viele Kapazitäten. Darum regen wir an, von dieser engen formalen Bindung des Ergebnisab-
führungsvertrags an das Zivilrecht abzusehen. Dies würde zudem international tätigen Unter-
nehmen die Möglichkeit eröffnen, Organschaften auch über die Grenze einzurichten. Dies 
wurde bereits vor Jahren mehrfach diskutiert, konnte sich damals jedoch nicht durchsetzen. 
Mit der zunehmenden internationalen Ausrichtung der Wirtschaft sollte dies erneut auf die po-
litische Agenda gesetzt werden. 

8. Angleichung des gewerbesteuerlichen und körperschaftsteuerlichen Schachtelprivilegs 

Die BStBK fordert die Herstellung eines Gleichlaufs der Tatbestandsvoraussetzungen von § 9 
Nr. 2a und Nr. 7 GewStG mit denen des § 8b Abs. 4 KStG, da dies zu einer spürbaren Steuer-
vereinfachung und mithin einer Entbürokratisierung führen würde.  
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Dabei ist insbesondere die Mindestbeteiligungshöhe in § 9 Nrn. 2a und 7 GewStG von 15 % 
auf das Niveau des § 8b Abs. 4 KStG auf 10 % abzusenken. Dies ist bereits aus europarecht-
lichen Gründen geboten, da dies auch dem in der Mutter-Tochter-Richtlinie vorgesehenen Ni-
veau entspricht. Daneben sollte § 9 Nr. 2a GewStG, auf den § 9 Nr. 7 GewStG für Auslands-
beteiligungen verweist, auch in Bezug auf die in § 8b Abs. 4 Satz 6 KStG vorgesehene Durch-
brechung des strengen Stichtagsprinzips bei einem unterjährigen Erwerb von mindestens 
10 % sowie hinsichtlich des Unmittelbarkeitskriteriums einer Beteiligung angepasst werden.  

9. Optionsmodell und Thesaurierungsbegünstigung weiter stärken 

Die durch das Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts eingeführte Möglich-
keit einer in § 1a KStG normierten Option für bestimmte Personengesellschaften, sich wie 
eine Körperschaft besteuern zu lassen, wird bisher wenig genutzt. Die Gründe für die Nicht-
Option sind mit dem Wachstumschancengesetz zum Teil beseitigt worden. Solange aber die 
Problematik des Sonderbetriebsvermögens nicht zufriedenstellend gelöst ist, wird die Option 
weiterhin nur in verhältnismäßig wenigen Fällen in Anspruch genommen werden. 

Ähnliches gilt für die ebenfalls im Wachstumschancengesetz angepasste Begünstigung nicht 
entnommener Gewinne nach § 34a EStG. Hier sollten weitere Verbesserungen insbesondere 
in Bezug auf die Verwendungsreihenfolge, die Nachversteuerung, das Zusammenspiel mit 
§ 1a KStG sowie Umstrukturierungen bzw. Umwandlungen vorgenommen werden. 

Die auch im Koalitionsvertrag avisierten Verbesserungen sollten zeitnah und zielgerichtet er-
folgen. 

10. Abschaffung der sog. 10-Tage-Regelung des § 11 Abs. 1 Satz 2 EStG 

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 EStG gelten regelmäßig wiederkehrende Einnahmen, die dem Steu-
erpflichtigen kurze Zeit vor Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahres, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, zugeflossen sind, als in diesem Kalenderjahr bezogen. Bereits 
vor einiger Zeit hat der BFH angeregt, die „10-Tage-Regelung“ des § 11 EStG abzuschaffen. 
Die Vorschrift wurde zu einer Zeit eingeführt, als es noch Schecks und lange Überweisungs-
wege gab. Im Zuge der Digitalisierung und des flächendeckenden Online-Banking passt diese 
Regelung nicht mehr in die Gegenwart und führt oftmals zu Rechtsunsicherheit. Denn die 
Rechtsprechung ist uneinheitlich, was als kurze Zeit vor Beginn oder kurze Zeit nach Beendi-
gung des Kalenderjahres gilt. 

11. Keine Überforderung des Steuerrechts 

In der Energiekrise ging der Gesetzgeber dazu über, finanzielle Unterstützungen wie bei-
spielsweise die Energiepreispauschale erst einmal mit der Gießkanne an alle zu verteilen. In-
dem man diese Hilfen dann als sonstige Einkünfte i. S. d. § 22 EStG steuerpflichtig macht und 
dem progressiven Einkommensteuertarif unterwirft, soll eine soziale Gerechtigkeit hergestellt 
werden.  

Die BStBK kritisiert ausdrücklich, dass das Steuerrecht durch solche Regelungen zusätzlich 
überfrachtet und verkompliziert wird. Zudem werden steuersystematische Fragen aufgewor-
fen. Es entsteht ein immenser Bürokratieaufwuchs verbunden mit Melde- und Nachweispflich-
ten. Um dies für die Zukunft zu vermeiden, sollten die Arbeiten zur Ermöglichung von direkten 
Zahlungen vom Staat an Unternehmen und Bürger mit hoher Priorität vorangetrieben werden. 
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12. Streichung anschaffungsnaher Herstellungskosten nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG  

Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG gehören zu den Herstellungskosten eines Gebäudes 
auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die innerhalb 
von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt werden, wenn die Aufwen-
dungen ohne Umsatzsteuer 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes übersteigen. Dies 
gilt nach der Ansicht des BFH unabhängig von ihrer handelsrechtlichen Einordnung als An-
schaffungs- oder Herstellungskosten (vgl. bspw. BFH, Urteil vom 14. Juni 2016 - IX R 15/15). 
Nach Satz 2 der Vorschrift gehören nicht dazu die Aufwendungen für Erweiterungen i. S. d. § 
255 Abs. 2 Satz 1 HGB sowie Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicher-
weise anfallen.  

Diese Regelung sorgt bei Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit dem Erwerb eines künfti-
gen Vermietungsobjekts für erhebliche Rechtsunsicherheit. Das liegt u. a. an den Auslegungs-
möglichkeiten für die unbestimmten Rechtsbegriffe in der Vorschrift, an den Abgrenzungsfra-
gen, an der starren 15 %-Grenze, der Dreijahresfrist und weiteren künftigen Entwicklungen, 
die der Steuerpflichtige nicht immer im Griff hat. Zudem bildet das Thema „anschaffungsnahe 
Herstellungskosten“ regelmäßig bei steuerlichen Außenprüfungen einen Prüfungsschwer-
punkt.  

Aus dieser Unsicherheit und den (zwangsläufigen) Abweichungen zwischen handels- und 
steuerbilanzieller Behandlung erwachsen bürokratische Lasten für die Steuerpflichtigen. Zu-
dem unterscheiden sich die Rechtsfolgen „Sofortabzug“ oder „Gebäudeabschreibung“ in der 
Regel über 50 Jahre bzw. 33 Jahre erheblich voneinander, weshalb sich diese Regelung – 
gerade in Zeiten akuten Wohnungsmangels und einem erheblichen Nachholbedarf an energe-
tische Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen – als investitionshemmend und völlig 
kontraproduktiv erweist.  

Die BStBK regt deshalb an, die Regelung des § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG zu streichen.  

IV. Internationales Steuerrecht 

1. Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen abschaffen 

Die Richtlinie (EU) 2018/822 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des ver-
pflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über melde-
pflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen (DAC 6) verpflichtet Intermediäre sowie Nutzer 
dazu, grenzüberschreitende Steuergestaltungen zu identifizieren und an die jeweiligen Fi-
nanzverwaltungen zu melden. Ziel der Richtlinie ist es, von der Entwicklung und Umsetzung 
bestimmter Steuergestaltungsmodelle abzuschrecken und einen Informationsaustausch über 
legale, aber als „missbräuchlich“ empfundene Steuergestaltungen zwischen den Mitgliedstaa-
ten zu gewährleisten. 

Mit der Einführung der DAC 6 konnte das benannte Ziel nicht erreicht werden. Die Pflichten 
nach DAC 6 bringen erheblichen Aufwand für wenig Nutzen. Die identifizierten Steuergestal-
tungen liegen im Rahmen der gesetzlich zulässigen Möglichkeiten. Gleichzeitig stellt die Um-
setzung zur Einhaltung der Mitteilungspflicht die Praxis vor erhebliche technische und inhaltli-
che Herausforderungen und erzeugt eine Datenflut, die wiederum in den Finanzverwaltungen 
erheblichen Mehraufwand erzeugt. 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/632663/
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Aufgrund der Kosten-Nutzen-Relation regen wir an, dass sich das BMF und die Bundesregie-
rung auf EU-Ebene dafür einsetzen, die in der DAC 6 geregelten Mitteilungspflichten abzu-
schaffen. Anstelle der Verpflichtung, jede einzelne Gestaltung melden zu müssen, wäre es er-
folgversprechender, die Motivation für die Inanspruchnahme komplexer Gestaltungsmodelle 
durch Vereinfachung des Steuerrechts zu beseitigen oder zu verringern. 

2. Globale Mindestbesteuerung praktikabel ausgestalten 

Mit dem Mindeststeuergesetz (MinStG) ist zum 1. Januar 2024 ein vollständig neues und äu-
ßerst komplexes Regelwerk in das deutsche Steuerrecht eingeführt worden, das sowohl Steu-
erpflichtige als auch die Finanzverwaltung vor große Herausforderungen stellt. Das MinStG 
verursacht einen erheblichen Zusatzaufwand, der zumindest teilweise vermeidbar gewesen 
wäre – dies jedenfalls dann, wenn das Regelwerk nicht bereits vor Beendigung der internatio-
nalen Verhandlungen und Abstimmungen in europäisches bzw. deutsches Steuerrecht einge-
führt worden wäre. Nun sollte dieser Zusatzaufwand in Grenzen gehalten und gemeinsam 
nach praktikablen Lösungen gesucht werden, dieses komplexe Regelwerk in der Praxis 
rechtssicher und bürokratieschonend umzusetzen. Dafür sind zeitnah erforderliche Nachbes-
serungen am MinStG vorzunehmen, indem u. a. unbürokratische Vereinfachungsregelungen 
und umfassende Erläuterungen veröffentlicht werden.  

Darüber hinaus wurde durch die Einführung einer globalen Mindestbesteuerung die ohnehin 
schon gestiegene Komplexität des Steuerrechts weiter erhöht. Damit die Compliance-Anforde-
rungen bewältigt werden können und das Steuerrecht administrierbar bleibt, müssen an ande-
rer Stelle komplexitätsreduzierende Maßnahmen erfolgen, insbesondere im Bereich der 
grundsätzlich in ihrer Zielsetzung zu unterstützenden Missbrauchsvermeidungsnormen. 

Um Unternehmen und Finanzverwaltung nicht zu überlasten, sollten die von der OECD vorge-
schlagenen Vereinfachungsmöglichkeiten („safe harbours“) konsequent genutzt und dauerhaft 
etabliert werden. Außerdem ist darauf zu achten, dass es nicht im Zusammenspiel mit ande-
ren Missbrauchsvermeidungsnormen zu Doppelbesteuerungen kommt. Letztlich sollte zumin-
dest für die unter das MinStG fallenden Unternehmen geprüft werden, ob nicht mit weiteren 
(Missbrauchsvermeidungs-)Normen ein Gleichlauf herzustellen ist. Konkret sollte geprüft wer-
den, ob diese Unternehmen bei bestimmten (Missbrauchsvermeidungs-)Normen nicht ausge-
nommen werden sollten, da es aufgrund des MinStG an einem Anwendungsbereich eben die-
ser Normen fehlt (bspw. § 4k Abs. 2 und 3 EStG). Ferner sollten auch die Berichtspflichten 
überdacht werden, um eine mehrfache Meldung der gleichen Informationen zu vermeiden. 

Die BStBK regt zudem an, dass sich die Bundesregierung auf EU-Ebene dafür einsetzt, die 
Mindestbesteuerungsrichtlinie (zumindest zeitlich befristet) auszusetzen. 

3. Außensteuergesetz modernisieren 

Die BStBK hält eine weitere Überarbeitung der Wegzugsbesteuerung (§ 6 AStG) als auch der 
Hinzurechnungsbesteuerung (§§ 7 bis 13 AStG) für dringend erforderlich. Demnach sollte ins-
besondere vor dem Hintergrund der jüngst verabschiedeten Mindestbesteuerungsrichtlinie 
(MinBestRL) die Möglichkeit genutzt werden, eine zeitgerechte und international kohärente 
Neugestaltung beider Regelungskreise zu verankern. Um diese Chance nicht zu vergeben, 
sollten die beiden Regelungskreise europarechtlich neu überdacht werden. In einem gemein-
samen Diskurs zwischen Politik, Finanzverwaltung, Unternehmen und Organisationen sollte 
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ein tragfähiges, dauerhaftes und systematisch stimmiges System auf EU-Ebene konzipiert 
werden.  

Zudem sollten die erforderlichen nationalen Anpassungen aufgrund des MinStG genutzt wer-
den, um die Regelungen des Außensteuergesetzes im Rahmen einer Gesetzesänderung an-
zupassen und dadurch ein „level-playing field“ zu schaffen. Dies gilt vor allem für den nicht 
mehr zeitgemäßen Aktivitätskatalog des § 8 Abs. 1 AStG, der neue Geschäftsmodelle des 
modernen Wirtschaftslebens nicht berücksichtigt. Die Definition der passiven Einkünfte sollte 
entsprechend den Vorgaben aus der ATAD als Passivkatalog ausgestaltet werden. Dies führt 
zu einer Aufwandsreduktion bei den Unternehmen.  

4. Missbrauchsbekämpfungsnormen systematisieren 

Die Anzahl der Missbrauchsvermeidungsnormen im nationalen Steuerrecht, die sich konkret 
auf grenzüberschreitende Sachverhalte sowie auf verbundene Unternehmen beziehen, nimmt 
immer weiter zu. Diese beruhen regelmäßig auf Vorhaben der OECD sowie der EU. Insbeson-
dere Initiativen der EU sind in deutsches (Steuer-)Recht umzusetzen. 

Die bereits im deutschen Steuerrecht bestehenden Regelungen sind nicht aufeinander abge-
stimmt und teilweise überschneidet sich ihr Anwendungsbereich. Dies gilt insbesondere für 
die Vielzahl an unbestimmten Rechtsbegriffen, die unabgestimmten Strukturen sowie die Ver-
teilung der Normen an unterschiedlichen Stellen unter Missachtung des äußeren sowie des 
inneren Systems des Steuerrechts. Dadurch wird die Komplexität des Steuerrechts erhöht und 
die Anwendung erschwert. Zudem kann infrage gestellt werden, ob die Regelungen ihr Ziel 
erreichen können. Darüber hinaus erhöht die Schaffung zunehmend unkoordinierter Miss-
brauchsvermeidungsnormen kombiniert mit der stetigen Einführung neuer Melde- und Re-
chenschaftspflichten den Aufwand sowohl für die Steuerpflichtigen als auch für die Finanzver-
waltung drastisch. 

Darum regt die BStBK an, die bestehenden Missbrauchsnormen zu evaluieren und diese in 
ein ganzheitliches Konzept zu überführen und dadurch mehrfach parallele Besteuerungsver-
fahren zu vermeiden. Auf EU-Ebene sollte ebenfalls darauf hingewirkt werden, die Schlagzahl 
neuer missbrauchsvermeidender Richtlinien zu vermindern bzw. die Richtlinien(-Entwürfe) 
besser inhaltlich zu koordinieren. Insbesondere sollten die neuen Regelungen der Mindestbe-
steuerung zu einer Anpassung der ATAD Anlass geben, die die Anwendbarkeit des Rechts für 
die betroffenen Unternehmen erleichtert (siehe bereits unsere Anmerkungen zum Punkt „Au-
ßensteuergesetz modernisieren“). 

Auch die vom BMF in der vergangenen Legislaturperiode eingesetzte Expertenkommission 
„Vereinfachte Unternehmensteuer“ fordert, die zahlreichen Anti-Missbrauchsvorschriften des 
internationalen Steuerrechts auf ein zieladäquates und vollziehbares Maß zurückzuführen, um 
übermäßige Nachweis- und Dokumentationspflichten sowie internationale Doppelbesteuerung 
zu vermeiden. Dies sollte zeitnah und nicht nur durch punktuelle Anpassungen erfolgen. 

5. Klarere und verhältnismäßigere Regelungen zu den erhöhten Mitwirkungspflichten 

Es bedarf klarerer und verhältnismäßigerer Regelungen zu den erhöhten Mitwirkungspflichten. 
Insbesondere sollten die Grenzen des rechtlich und tatsächlich Möglichen zur Erfüllung der 
erhöhten Mitwirkungspflichten gem. § 90 Abs. 2 Satz 2 AO für den Steuerpflichtigen konkreti-
siert werden. Demnach muss klargestellt werden wann der Steuerpflichtige seinen erhöhten 
Mitwirkungspflichten nachgegangen ist bzw. keine Verletzung seiner erhöhten 
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Mitwirkungspflichten gem. § 90 Abs. 2 AO vorliegt und es damit zu keiner Reduzierung des 
Beweismaßes kommt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich wesentliche Teile eines grenz-
überschreitenden Sachverhalts nicht innerhalb der Verantwortungs- und Machtsphäre des 
Steuerpflichtigen befinden und die dazugehörenden Beweismittel auch mit verhältnismäßigen 
Mitteln nicht beschafft werden können. Letztlich ist es bereits für den Mehrheitsbeteiligten 
rechtlich und tatsächlich kaum möglich, die Informationen und Beweise von den ausländi-
schen Beteiligten anzufordern und zu erhalten. 

Unklare und unverhältnismäßige Regelungen zur Beweislast können letztlich dazu führen, 
dass Normen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten weder von dem Steuerpflichtigen be-
folgt noch von der Finanzverwaltung vollzogen werden können. Damit kann zugleich ein struk-
turelles Vollzugsdefizit vorliegen (vgl. in diesem Kontext auch das Urteil des Verwaltungsge-
richtshofs Baden-Württemberg hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit der Tübinger Verpa-
ckungssteuersatzung, VGH Baden-Württemberg vom 29. März 2022 - 2 S 3814/20).  

V. Rechnungslegung 

1. Stärkung des Maßgeblichkeitsprinzips 

Im Zuge des BilMoG wurde die formelle bzw. umgekehrte Maßgeblichkeit nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 EStG a. F. aufgehoben. Dies führte dazu, dass steuerrechtliche Wahlrechte unabhän-
gig von der Bilanzierung in der Handelsbilanz ausgeübt werden können und es vielfach nicht 
mehr möglich ist, eine Einheitsbilanz aufzustellen. Dennoch wurde – vollkommen zu Recht – 
an der materiellen Maßgeblichkeit des § 5 Abs. 1 Satz 1 1. Halbs. EStG, d. h. der rechtlichen 
Bindung der Steuerbilanz an den handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften, festge-
halten. Der Steuerpflichtige hat die Steuerbilanz nach Maßgabe der handelsrechtlichen Vor-
gaben zu erstellen, soweit nicht zwingende Steuerrechtsnormen entgegenstehen. 

Nach Auffassung der BStBK sollte eine Wiederannäherung des Steuerbilanzrechts an die 
handelsrechtlichen GoB angestrebt und der Grundsatz der Maßgeblichkeit gestärkt werden. 
Durch den steuerrechtlichen Rückgriff auf das gewachsene und gesetzlich kodifizierte System 
von Bilanzierungsregeln entsteht Rechtssicherheit. Eine Stärkung des Maßgeblichkeitsgrund-
satzes dient der Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsordnung und gewährleistet, dass der 
Fiskus nicht nach Belieben die Unternehmensbesteuerung verschärft. Zudem wird durch die 
Anknüpfung an den handelsrechtlichen Jahresüberschuss eine Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit sowie die Gleichmäßigkeit der Besteuerung sichergestellt.  

Der Maßgeblichkeitsgrundsatz dient der Vereinfachung und Vermeidung eines doppelten Auf-
wands zur Erstellung zweier verschiedener Gewinnermittlungen. Zahlreiche Durchbrechungen 
der Maßgeblichkeit sind schlicht fiskalisch motiviert, aber systematisch nicht gerechtfertigt. 
Um eine Wiederannäherung zu erzielen und insbesondere aus Gründen der Kostenersparnis 
und Einfachheit die Idee der Einheitsbilanz zu stärken, gilt es bei der Steuerbilanz anzuset-
zen.  

Jede Abweichung der Steuerbilanz von der Handelsbilanz führt zu einem Mehraufwand, der 
vielfach noch durch die Notwendigkeit erhöht wird, die Auswirkungen auf latente Steuern be-
rechnen zu müssen. Der Gesetzgeber sollte diese Abweichungen der Steuerbilanz von der 
Handelsbilanz beseitigen. Denn durch eine Stärkung der Maßgeblichkeit und einer Reduzie-
rung systematisch nicht gerechtfertigter Durchbrechungen durch steuerliche Sondervorschrif-
ten sowie eines überschießenden steuerlichen Wahlrechtsvorbehalts würde einer weiteren 

https://www.reguvis.de/xaver/bilanzplus/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bilanzplus_15874803979%27%5D
https://www.reguvis.de/xaver/bilanzplus/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bilanzplus_15874803979%27%5D
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Verkomplizierung der Rechtsanwendung und einer bürokratischen Belastung entgegengewirkt 
und das Bilanzrecht nachhaltig gestärkt werden.  

Auch die vom BMF in der vergangenen Legislaturperiode eingesetzte Expertenkommission 
„Vereinfachte Unternehmensteuer“ fordert eine Rückbesinnung auf die Ausgangsidee des 
Maßgeblichkeitsgrundsatzes (Einheitsbilanz, Teilhaberthese) und die Streichung zahlreicher 
steuerlicher Sondervorschriften (u. a. § 5 Abs. 4a Satz 1, § 6a EStG). Die BStBK regt an, 
diese – im Koalitionsvertrag leider nicht niedergelegte – Maßnahme umzusetzen. 

2. E-Bilanz-Daten effizient nutzen und Rückübermittlung endlich realisieren 

Mit der Umstellung auf elektronisch übermittelte Bilanzen vor ca. 10 Jahren sollte eine Entlas-
tung der Wirtschaft erzielt werden. Allerdings hat sich die Gliederungstiefe der erhobenen In-
formationen im Zeitverlauf drastisch vergrößert. 

Aus den Daten der E-Bilanz wurden allerdings bislang keine spürbaren Effizienzgewinne für 
die Unternehmen und auf Seiten der Verwaltung erzielt. Durch das Jahressteuergesetz 2024 
wurde der Pflichtumfang des an die Finanzbehörden zu übermittelnden Datensatzes der E-
Bilanz nach § 5b EStG zudem stark ausgeweitet. Darum regen wir an, dass die ohnehin an 
die Finanzverwaltung übermittelten Daten auch tatsächlich zur Entlastung der Steuerpflichti-
gen beispielsweise zur Reduzierung des Aufwands bei steuerlichen Betriebsprüfungen ge-
nutzt werden (u. a. zur Eingrenzung von prüfungsrelevanten Sachverhalten), sodass bürokra-
tische Lasten reduziert und Effizienzgewinne realisiert werden. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
Steuerpflichtige der Finanzverwaltung unter erheblichem Aufwand zunehmend mehr Daten 
zur Verfügung stellen, ohne im Gegenzug Entlastungen gewährt zu bekommen. 

Zudem war von Beginn an vorgesehen, dass eine elektronische Rückübermittlung von E-Bi-
lanz-Datensätzen von der Finanzverwaltung an die Steuerpflichtigen ebenfalls umgesetzt 
wird. Ziel sollte es sein, dass insbesondere die durch die Betriebsprüfung geänderten  
E-Bilanz-Datensätze rückübermittelt werden. Es ist aus Sicht der BStBK nicht nachvollziehbar, 
dass eine solche seit Einführung der E-Bilanz avisierte und bereits konkret eruierte Rücküber-
mittlung sich immer noch nicht als technische Leistung im Einsatz befindet. Hier werden die 
Interessen der Unternehmen und des Berufsstands der Steuerberater leider nur unzureichend 
berücksichtigt. Insoweit ist die von der Finanzverwaltung für Herbst 2025 avisierte Pilotierung 
der Rückübermittlung in einer „Einfachst-Variante“ ein notwendiger, aber bei weitem nicht hin-
reichender Schritt. 

3. Nachhaltigkeitsberichterstattung praktikabel ausgestalten 

Die Grundlage für die vorgesehene Nachhaltigkeitsberichterstattung ist die Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD). Durch die Umsetzung der CSRD wird die Pflicht 
zur nachhaltigkeitsbezogenen Berichterstattung deutlich ausgeweitet. Dies stellt eine im-
mense Herausforderung und einen drastischen Bürokratieaufwuchs für die Wirtschaft dar. 

Daher begrüßen wir auch nachdrücklich, dass die Bundesregierung die Maßnahmen im Rah-
men der Omnibus-Initiative auf EU-Ebene mit Nachdruck unterstützt und sich für eine schnelle 
Umsetzung einsetzt, um die Ergebnisse noch im laufenden nationalen Gesetzgebungsverfah-
ren umzusetzen. Die Vorschläge der EU-Kommission sollten um die Position des Rates der 
EU sowie die Vorschläge der BStBK erweitert werden (siehe dazu Stellungnahme der BStBK 
zur Omnibus-Initiative der Europäischen Kommission vom 10. Juli 2025). Denn die Berichter-
stattung sollte kein Selbstzweck sein. Vielmehr muss formellem Aufwand auch ein konkret 
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messbarer Nutzen aus Sicht der Stakeholder gegenüberstehen. Unverhältnismäßige, redun-
dante und ineffiziente Berichtspflichten gilt es aus Sicht der BStBK unbedingt zu vermeiden.  

Neben der avisierten Verengung des Anwendungsbereichs für die direkte Betroffenheit, soll-
ten zwingend indirekt von der CSRD, der CSDDD sowie weiteren EU-Regelungen betroffene 
KMU im Fokus stehen. Hierzu bedarf es einer verhältnismäßigen, effektiven und standardi-
sierten Beschränkung der (indirekten) Berichtspflichten innerhalb von Beteiligungs-, Liefer- 
bzw. Wertschöpfungsketten ebenso wie bspw. gegenüber Banken. Die BStBK regt hierzu an, 
das von der EFRAG entwickelte VSME-Basismodul als standardisierte und verpflichtende 
Obergrenze – auch hinsichtlich Informationsanforderungen außerhalb der CSRD (bspw. mit 
Blick auf Informationsanforderungen von Banken in Kreditbeziehungen) – zu normieren und 
damit als europäischen Mittelstandsstandard für Nachhaltigkeitsinformationen verbindlich zu 
verankern. Darum ist auch die am 30. Juli 2025 von der EU-Kommission verabschiedete Emp-
fehlung für den VSME (C(2025) 4984 final) zu begrüßen.  

Für die nationale CSRD-Umsetzung halten wir es für zwingend erforderlich, dass das Gesetz-
gebungsverfahren nicht weiterverfolgt wird, bevor die weitergehenden Erleichterungen der 
Omnibus-Initiative auf EU-Ebene beschlossen sind. Die Ergebnisse können dann – unter an-
gemessenem Einbezug sachverständiger Organisationen – in das Gesetzgebungsverfahren 
eingebracht werden. Andernfalls würden unzureichende und auf EU-Ebene zum Teil bereits 
überholte Regelungen ausschließlich aufgrund formaler Fristen in nationales Recht umge-
setzt, sodass nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens ein weiteres Änderungsgesetz 
erfolgen müsste (vgl. auch Stellungnahme der BStBK zum Referentenentwurf eines CSRD-
Umsetzungsgesetzes vom 21. Juli 2025). 

4. Papierformerfordernis bei der Aufbewahrung von Jahresabschlüssen abschaffen 

Nach § 257 Abs. 3 Satz 1 HGB können „[m]it Ausnahme der Eröffnungsbilanzen und Ab-
schlüsse [.] die in Absatz 1 aufgeführten Unterlagen auch als Wiedergabe auf einem Bildträ-
ger oder auf anderen Datenträgern aufbewahrt werden, wenn dies den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung entspricht und […]“. 

In der Praxis besteht erhebliche Unsicherheit darüber, ob aus dieser Formulierung im Um-
kehrschluss folgt, dass – auch originär elektronisch erstellte – Eröffnungsbilanzen und Ab-
schlüsse stets (zusätzlich) in Papierform aufbewahrt werden müssen, sodass es zwangsläufig 
zu einem Medienbruch kommt.  

Zwar wurde in der Begründung zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Umset-
zung der Transparenzrichtlinie-Änderungsrichtlinie im Hinblick auf ein einheitliches elektroni-
sches Format für Jahresfinanzberichte vom 23. September 2019 in der Gesetzesbegründung 
ausgeführt, dass die Aufbewahrung nicht zwingend in Papierform erfolgen muss (S. 15). Im 
Regierungsentwurf war diese Formulierung allerdings nicht mehr enthalten. An der bestehen-
den Unsicherheit ändert auch die Antwort der Bundesregierung vom 30. Mai 2024 auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (BT-Drs. 20/11354) bzgl. Bürokratieentlastung bei 
Bilanzierungspflichten nichts (BT-Drs. 20/11573, zu Frage 20, S. 8 f.). 

Daher regen wir mit Nachdruck eine explizite Klarstellung im Gesetzeswortlaut des § 257 Abs. 
3 HGB an, um Rechtssicherheit zu schaffen. Zumindest sollte eine entsprechende Klarstel-
lung in der Gesetzesbegründung erfolgen. Dies gilt gerade dann, wenn § 245 HGB geändert 
wird, um Klarheit bzgl. der „digitalen Unterzeichnung“ zu schaffen. 
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Darüber hinaus sollte u. E. erwogen werden, § 257 Abs. 3 HGB insoweit zu ändern, dass 
auch im Original in Papierform erstellte Eröffnungsbilanzen und Abschlüsse, die bereits er-
stellt wurden oder in einem noch nicht vollständig digitalen Prozess erstellt werden, als Wie-
dergabe auf einem Bildträger oder auf anderen Datenträgern aufbewahrt werden dürfen. Dies 
würde zu einer Erleichterung in der Praxis führen. Der Abbau solcher bürokratischer „Hürden“ 
würde neben einer Effizienzsteigerung auch den Weg hin zu einem vollständig elektronischen 
Prozess ebnen wodurch auf die Papierform künftig gänzlich verzichtet werden könnte. 

5. Angleichung der Offenlegungs- an die Steuererklärungsfrist 

Die verlängerte Frist zur Abgabe der Jahressteuererklärungen in beratenen Fällen im Ver-
gleich zu den Fristen zur Offenlegung von Jahresabschlüssen geht vielfach ins Leere und 
bringt keine Erleichterung, weil die Steuerdeklaration mit der Erstellung und Offenlegung der 
Jahresabschlüsse zusammenhängt.  

Wir halten es daher für geboten, die Frist zur Offenlegung der Jahresabschlüsse nach § 325 
HGB in dem Maße zu erhöhen, dass ein Gleichlauf zu den Steuererklärungsfristen hergestellt 
wird (ebenso Antrag der Fraktion der CDU/CSU vom 5. April 2022, BT-Drs. 20/1339, unter 9.). 

Zwar beruht die Offenlegungsfrist des § 325 HGB auf den Bestimmungen des Artikels 30 
Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
26. Juni 2013, die zwingend in nationales Recht umzusetzen sind. Dies führt aber zu einem 
erheblichen Mehraufwand und Ineffizienzen bei Unternehmen und Steuerberatern. Darum  
regen wir an, entsprechende Erörterungen auf EU-Ebene zu forcieren. Dies würde eine er-
hebliche Bürokratieentlastung für Unternehmen und Steuerberater bringen und dazu beitra-
gen, Prozesse effizienter zu gestalten. 

6. Größenabhängige Erleichterungen für Kleinstkapitalgesellschaften bei der Offenlegung 

Kleinstkapitalgesellschaften müssen lediglich eine Bilanz beim Unternehmensregister hinterle-
gen. Die Bilanz kann nach § 266 Abs. 1 Satz 4 HGB verkürzt aufgestellt werden, d. h. es müs-
sen lediglich die in § 266 Abs. 2 und 3 HGB mit Buchstaben bezeichneten Posten gesondert 
angegeben werden. Aufgrund der stark verkürzten Darstellung und der ausschließlichen Hin-
terlegung einer Bilanz ist eine Analyse der wirtschaftlichen Verhältnisse – wenn aufgrund der 
Hinterlegung überhaupt Gebrauch davon gemacht wird – nicht möglich. Der Aufwand für eine 
Hinterlegung steht in keinem Verhältnis zum Nutzen der Hinterlegung. 

Die gesetzlich geforderte Hinterlegung der Bilanz für Kleinstkapitalgesellschaften sollte daher 
gestrichen werden. 

VI. Grunderwerbsteuer 

Das Grunderwerbsteuergesetz bedarf einer grundlegenden Reform. Das durch punktuelle An-
passungen des Gesetzes entstandene Nebeneinander von Ersatztatbeständen ist komplex 
und in der Anwendung nicht mehr handhabbar. In der Vergangenheit wurden stets potentielle 
„Lücken nachgeflickt“, statt eine grundlegende Reform anzustoßen. Die Ersatztatbestände 
und der viel zu eng gefasste § 6a GrEStG stellen ein Hindernis für wirtschaftlich gebotene 
Umstrukturierungen von Unternehmen dar und führen für Steuerberater zu einem erheblichen 
Haftungsrisiko. Unübersichtliche Regelungen, lange Beobachtungszeiträume und 
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uneinheitliche Auslegung durch Finanzverwaltung und Gerichte führen zu Rechtsunsicherheit 
und hohem Beratungs- und folglich auch Bürokratieaufwand.  

Zudem kann es zu einer systematisch inkohärenten und nicht hinnehmbaren Doppelbesteue-
rung kommen. Denn nach der umstrittenen „Signing-Closing-Theorie“ der Finanzverwaltung 
können bei Anteilsübertragungen an einer grundbesitzenden Gesellschaft zwei grunderwerb-
steuerbare Vorgänge vorliegen. Demnach verwirklicht das Signing als schuldrechtliches Ver-
pflichtungsgeschäft den grunderwerbsteuerlichen Tatbestand der Anteilsvereinigung (§ 1 Abs. 
3 oder 3a GrEStG), während durch das Closing, also dem Übergang der Anteile an der Ge-
sellschaft, die Voraussetzungen des Bewegungstatbestands nach § 1 Abs. 2a bzw. 2b 
GrEStG erfüllt werden. Um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, soll nach Ansicht der Fi-
nanzverwaltung die Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG für das Signing wieder aufgehoben 
werden, sobald es zum Closing kommt und damit der Tatbestand des § 1 Abs. 2a bzw. 2b 
GrEStG ausgelöst wird. Eine solche Korrektur kann nach § 16 Abs. 4a GrEStG aber nur erfol-
gen, wenn sowohl bei Signing als auch bei Closing eine „fristgerechte“ (innerhalb von 14 Ta-
gen!) und „in allen Teilen vollständige Anzeige“ erfolgt. Andernfalls droht eine Doppelbesteue-
rung mit Grunderwerbsteuer. Vor diesem Hintergrund ist es zwar ausdrücklich zu begrüßen, 
dass der BFH mit Beschluss vom 9. Juli 2025 (II B 13/25, AdV) nun der Vorinstanz wider-
spricht und ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit einer zweimaligen Festsetzung von 
Grunderwerbsteuer äußert. Gleichermaßen wird die Dringlichkeit einer grundlegenden Reform 
des GrEStG deutlich, wenn es eines Beschlusses des BFH bedarf, ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit einer evident falschen und steuersystematisch inkohärenten Doppelbesteue-
rung zu erlangen.  

Überdies gelten die Übergangsregelungen im Zuge des MoPeG nur noch bis Ende 2026. Da-
nach laufen die Regelungen der §§ 5 und 6 GrEStG, die steuerneutrale Umstrukturierungen 
innerhalb von Personengesellschaften ermöglichen, ins Leere.  

Darum regen wir nachdrücklich eine zeitnahe und grundlegende Grunderwerbsteuer-Reform 
an. 

VII. Lohnsteuer 

1. Weitere Angleichung zwischen Lohnsteuer- und Sozialversicherungsrecht sowie Schaf-
fung einer einheitlichen (Anwender-)Plattform  

Die BStBK fordert bereits seit langem, die Unterschiede zwischen Lohnsteuer- und Sozialver-
sicherungsbeitragsrecht abzuschaffen, mindestens aber zu verringern. Diese Differenzen ver-
ursachen Monat für Monat einen bürokratischen Aufwand, ohne dass ein entsprechender Nut-
zen ersichtlich ist. Besonders deutlich wird dies z. B. an § 37b EStG – Erhebung einer Pau-
schalsteuer für Sachprämien. Diese Pauschalierungsmöglichkeit im Steuerrecht führt nicht zu 
einer Sozialversicherungsfreiheit. Weiteres Beispiel sind die erheblichen Unterschiede zwi-
schen der lohnsteuerlichen und der sozialversicherungsbeitragsrechtlichen Behandlung kurz-
fristiger Beschäftigungsverhältnisse.  

Begrifflichkeiten müssen einander angepasst und einheitliche Bemessungsgrundlagen, aber 
auch einheitliche Fälligkeiten für die Lohnsteuer und das Sozialversicherungsbeitragsrecht ge-
schaffen werden. Ziel eines effektiven Bürokratieabbaus muss es sein, beide Rechtsgebiete 
einfacher, verständlicher und anwenderfreundlicher auszugestalten und arbeitsaufwändige 
Verwaltungsaufgaben deutlich zu reduzieren. Denkbar wäre auch, die Unterschiede in der 
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Lohnsteueraußenprüfung und der sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfung zu verein-
heitlichen. Das böte für die Wirtschaft und deren Berater ein enormes Entbürokratisierungspo-
tential und würde aus Verwaltungssicht den selbst auferlegten Once-only-Ansatz umsetzen, 
die Vergleichbarkeit der Daten fördern und damit ein verwaltungsinternes digitales Ökosystem 
unterstützen (vgl. oben die Ausführungen unter I.9.). 

Sowohl Lohnsteuerberechnung und -einbehalt als auch das Sozialversicherungsbeitragsrecht 
sind Massenverfahren und sollten dementsprechend einfach zu handhaben sein. Daher muss 
sichergestellt werden, dass die Arbeitgeber ohne weitere Schwierigkeiten insbesondere über 
Neuerungen in diesen beiden Bereichen aktuell und umfassend informiert werden, um Fehler 
bei den Abrechnungen von vornherein auszuschließen. Aus diesem Grund schlagen wir vor, 
schnellstmöglich eine einheitliche digitale (Anwender-)Plattform für die Lohnsteuer und das 
Sozialversicherungsbeitragsrecht zu schaffen. 

2. Betrieblich veranlasste Sachzuwendungen 

Die einkommensteuerliche Behandlung betrieblich veranlasster Sachzuwendungen bereitet 
auch größeren Unternehmen erhebliche Probleme. Im Rahmen von Betriebsprüfungen führt 
dies dazu, dass Regelungen zugestimmt wird, die zu nicht gerechtfertigten Mehrsteuern füh-
ren. Schwierigkeiten bereiten dabei insbesondere die Abgrenzungen beim Betriebsausgaben-
abzugsverbot (§ 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG) und der abgeltenden Pauschalsteuer für den Zuwen-
dungsempfänger gem. § 37b EStG. 

Hierbei handelt es sich um Massenprozesse, die mit erheblichen Dokumentationspflichten 
verknüpft sind. Anzustreben sind daher eine Modernisierung und Bereinigung. Auf jeden Fall 
sollte aber eine Anhebung des Betrages insbesondere im Rahmen von § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG 
(momentan 50 €) erfolgen. 

Generell sollten die Regelungen in Bezug auf Zuwendungen und Aufmerksamkeiten an Ar-
beitnehmer vereinheitlicht und vereinfacht werden. 

VIII. Sozialversicherungsbeitragsrecht 

1. Weiterer und schnellerer Ausbau der Digitalisierung der Meldeverfahren 

Die BStBK hat im Rahmen der Vorbereitung eines 8. SGB IV Änderungsgesetzes dem BMAS 
einen umfassenden Katalog mit Verbesserungsvorschlägen übersandt. Es braucht dringend 
eine vollständige und vor allem schnellere Digitalisierung der Prozesse in der Lohnabrech-
nung. Bisher lag der Fokus der Digitalisierung allein darauf, bei den Sozialversicherungsträ-
gern Erleichterungen in den Prozessen zu schaffen. Die digitalen Einbahnstraßen sind unter 
Einbeziehung und Ausbau der für Steuerberater bestehenden Vollmachtsdatenbank, der 
Steuerberaterplattform und des besonderen elektronischen Steuerberaterpostfachs aus- bzw. 
umzubauen. Mit der Schaffung der Rechtsgrundlage für eine Vollmachtsdatenbank in der So-
zialversicherung hat der Gesetzgeber in der letzten Legislatur einen richtigen Schritt gemacht. 
Wichtig ist es auch für die Mandanten zu wissen, wer sie in der Lohnabrechnung vertreten 
darf. Hier gilt es für die behördlichen Verfahren vor den Sozialversicherungsträgern eine pra-
xistaugliche Vertretungsbefugnis für Steuerberater zu schaffen. 
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Aus Sicht des steuerberatenden Berufs ist darüber hinaus die Umsetzung der nachstehenden 
Forderungen geboten, um auch zu einer deutlichen Entlastung nicht nur in den Steuerberater-
praxen, sondern auch bei allen anderen Partnern in der Lohnabrechnung zu gelangen:  

a) Die Einführung aber auch die Weiterentwicklung neuer digitaler Verfahren sollte, 

ebenso wie die Weiterentwicklung bestehender Verfahren, von Beginn an mit allen 

„Playern“ im Rahmen eines Monitoring-Verfahrens erörtert werden. Nur so ist gewähr-

leistet, dass die Verfahren auch praxistauglich ausgestaltet werden.  

 

b) Bei der Umstellung eines bisher noch in Papierform geführten Verfahrens sollte stets 

auch über eine Entbürokratisierung nachgedacht werden. Die 1:1-Umstellung scheitert 

regelmäßig in der Praxis und stellt ein Hindernis für eine schnelle Umsetzung dar.  

 

c) Wichtig ist eine fachliche, aber auch technische Vereinheitlichung von bereits vorhan-
denen Datensätzen. Auch Anpassungen im Leistungsrecht sind unumgänglich. Hier ist 
der Gesetzgeber gefordert, z. B. einheitliche Definitionen des Entgeltbegriffes zu 
schaffen.  
 

d) Weiter sollten bei der Umstellung von bisher in Papierform geführten Verfahren auf 
elektronische Verfahren hinreichend lange Pilotanwendungs- und Erprobungsphasen 
im Echtbetrieb vorgesehen werden. Dies ist am besten zu gewährleisten, wenn die 
Verfahren zunächst optional und erst zu einem späteren, vom Gesetzgeber festzule-
genden Zeitpunkt verpflichtend werden. Die entsprechende Software kann dann hinrei-
chend zunächst mit einem kleineren Anwenderkreis getestet werden.  

Ohne eine Harmonisierung im Sozialversicherungsbeitrags- und Lohnsteuerrecht sowie auch 
innerhalb der jeweiligen Rechtsgebiete kann eine Entbürokratisierung oder auch eine Digitali-
sierung bzw. Automatisierung nicht gewährleistet werden. Hier ist der Gesetzgeber gefordert, 
für eine Harmonisierung zu sorgen bzw. ein weiteres Auseinanderlaufen der beiden Rechts-
gebiete zu verhindern.  

Beispiele: § 37b EStG, Anspruchs- und Zuflussprinzip 
Jüngstes Beispiel hier: Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschläge. Während gezahlte Zu-
schläge für SFN beitrags- und steuerfrei sind, sind Zuschläge dann zu verbeitragen, wenn 
diese bei der Berechnung der Entgeltfortzahlung hätten berücksichtigt werden müssen. 

2. Anpassungen im Kurzarbeitergeld-Prozess  

Weiterer konkreter Reformbedarf besteht auch nach den zum 1. Januar 2023 in Kraft getrete-
nen Erleichterungen bei den Abschlussprüfungen des Kurzarbeitergeldes (KUG). Aus Sicht 
der BStBK war die Begrenzung der Prüfung auf Arbeitsausfälle von mehr als 10.000 € ein 
Schritt in die richtige Richtung. Es besteht aber folgender weiterer Reformbedarf:  

Unabhängig von der Corona-Pandemie sollte die Abschlussprüfung des KUG nach dem Vor-
bild anderer Prüfungen auf relevante Fälle begrenzt werden. So könnten grundsätzlich 
Kleinstbetriebe von der Prüfung ausgenommen werden und eine Prüfung nur bei dem Ver-
dacht auf rechtsmissbräuchliches Verhalten erfolgen.  

Es braucht eine weitere und vor allem schnellere Digitalisierung des gesamten Kurzarbeiter-
geldprozesses unter Einbeziehung der neuen Vollmachtsdatenbank in der Sozialversicherung 
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und der Steuerberaterplattform. Auch nach der Umsetzung von KEA (Kurzarbeitergeld elektro-
nisch annehmen) besteht weiterer Handlungsbedarf.  

Der unverhältnismäßige Aufwand in den Steuerberaterkanzleien ließ sich auch an einer Viel-
zahl von Korrekturarbeiten festmachen, die im Falle von festgestellten Nachforderungen zu 
erfolgen haben. Die Prüfer haben häufig selbst bereits konkrete Nachzahlungen festgestellt. 
Vereinfacht werden könnte das Verfahren dadurch, dass in diesen Fällen bis zu einer festzu-
legenden Höhe die Erstattungen an die Arbeitsagenturen zu erfolgen haben. Weitere aufwän-
dige Korrekturmeldungen an die Arbeitsagenturen und an die anderen Sozialversicherungs-
träger sollten in diesen beiden Fallkonstellationen jedoch unterbleiben. Beitragsnachzahlun-
gen könnten auch über Beitragssummenbescheide pauschal entrichtet werden. Aus Sicht des 
steuerberatenden Berufs könnte bereits durch Einführung einer betragsmäßigen Grenze von 
1.000 € eine Vielzahl der Fälle schnell und unbürokratisch erledigt werden. 

Für Rückforderungen aber auch Erstattungen sollten Bagatellgrenzen eingeführt werden. Vor-
bild hierfür könnte die Kleinstbetragsverordnung in der Steuerverwaltung sein.  

Damit Steuerberater ihre Mandanten auch rechtssicher vertreten können, bedarf es auch ei-
ner praxistauglichen Vertretungsbefugnis für Steuerberater gegenüber der Bundesagentur für 
Arbeit. Eine an den Bedürfnissen der Mandanten orientierte Vertretungsbefugnis für Steuerbe-
rater gibt es im Bereich der Kurzarbeit bislang nicht. Steuerberater sind nicht als Vertreter im 
Widerspruchsverfahren vertretungsbefugt. Das Sächsische Landessozialgericht hatte Steuer-
beratern anders als die Vorinstanz eine solche Befugnis nicht zuerkennen wollen. Dies er-
scheint aus Sicht des Berufsstands nicht praxisgerecht, denn die maßgeblichen Lohn- und 
Gehaltsdaten liegen allesamt in den Steuerberaterkanzleien vor und nicht anderswo. Die 
Mandanten erwarten daher von ihren Steuerberatern bei einem Klärungsbedarf durch die Ar-
beitsverwaltung oder im Streitfall zu Recht eine Beratung aus einer Hand. Hier gilt es im Inte-
resse der betroffenen Unternehmen bürokratische Hemmnisse abzubauen und eine klare ge-
setzliche Regelung zur Vertretungsbefugnis der Steuerberater im außergerichtlichen Verfah-
ren zu schaffen. 

IX. Abschaffung des nationalen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes  

Die BStBK steht der stetigen Einführung neuer bzw. der Ausweitung bestehender Melde-, Be-
richts- und Dokumentationspflichten kritisch gegenüber. Auf europäischer Ebene ist eine Eini-
gung für eine EU-weite „Lieferkettenrichtlinie“ (Corporate Sustainability Due Diligence Direc-
tive – CSDDD) erfolgt.  

Das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) hat der europäischen Regulierung 
vorgegriffen und nationale Berichtspflichten in § 10 LkSG normiert.  

Im Koalitionsvertrag wurde vorgesehen, „[…] das nationale Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setz (LkSG) ab[zuschaffen]. Es wird ersetzt durch ein Gesetz über die internationale Unter-
nehmensverantwortung, das die Europäische Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) bürokratiearm 
und vollzugsfreundlich umsetzt. Die Berichtspflicht nach dem LkSG wird unmittelbar abge-
schafft und entfällt komplett. Die geltenden gesetzlichen Sorgfaltspflichten werden bis zum In-
krafttreten des neuen Gesetzes, mit Ausnahme von massiven Menschenrechtsverletzungen, 
nicht sanktioniert. Wir unterstützen den „Omnibus“ der Kommission, um die umfangreichen 
Vorgaben zum Inhalt der EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung insbesondere für die mittelstän-
dische Wirtschaft deutlich zu reduzieren und zeitlich zu verschieben.“ 
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Diese im Koalitionsvertrag vorgesehenen Handlungen unterstützt die BStBK ausdrücklich und 
regt an, diese schnellstmöglich auch umzusetzen. Allerdings bleibt der Regierungsentwurf ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 3. September 
2025 deutlich hinter dieser Ankündigung zurück. Wir regen deshalb im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren die – im Koalitionsvertrag angekündigte – Abschaffung des nationalen LkSG 
an.  

X. Automatisierter Zugriff auf das Transparenzregister 

Durch das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. 
2021 Teil I, S. 2083) wurde insbesondere für Notare sowie für GwG-Verpflichtete, die der 
BaFin-Aufsicht unterliegen, mit § 23 Abs. 3 GwG ein automatisiertes Einsichtnahmeverfahren 
in das Transparenzregister geschaffen. Der Normenkontrollrat (NKR) führt in seiner Stellung-
nahme zum Regierungsentwurf (Anlage zu BR-Drs. 133/21, S. 8) aus, dass durch die Einfüh-
rung der automatisierten Einsichtnahme-Verfahren und der damit verbundenen Schnittstellen 
sich der Erfüllungsaufwand aus Sicht des NKR ggfs. „noch erheblich weiter reduzieren“ sollte.  

Der weiterhin gegebene Ausschluss des steuerberatenden Berufsstands vom automatisierten 
Einsichtnahmeverfahren ist angesichts der berufsrechtlichen Vorgaben zu Verschwiegenheit 
und der strengen Aufsicht durch die Steuerberaterkammern sachlich nach wie vor nicht ge-
rechtfertigt (vgl. bereits die Stellungnahmen der BStBK vom 18. Januar 2021 und vom 9. März 
2021) und bürdet dem steuerberatenden Berufsstand damit höheren administrativen Aufwand 
auf als anderen GwG-Verpflichteten. 

Mit der zwischenzeitlich seitens der BStBK in Betrieb genommenen Steuerberaterplattform 
könnte für den automatisierten Zugriff auf das Transparenzregister zudem auf eine geprüfte 
digitale Steuerberateridentität als ein vertrauenswürdiger Herkunftsnachweis zurückgegriffen 
werden. Daher sollte eine Erweiterung der gesetzlichen Regelung des § 23 Abs. 2 Satz 4 
GwG bzw. zumindest des § 23 Abs. 3 GwG auf die GwG-Verpflichtetengruppe des § 2 Abs. 1 
Nr. 12 GwG erfolgen. 

XI. Erweiterung der Ausnahmeregelung des § 133 Abs. 2 Satz 4 GBO  

Spürbare Bürokratieentlastung kann auch durch eine Erleichterung der Grundbucheinsicht für 
den steuerberatenden Berufsstand geschaffen werden. Wie bereits mit Eingabe vom 5. Ap-
ril 2023 und Stellungnahme vom 15. Dezember 2023 dargestellt, beinhaltet die steuerliche 
Beratung und die Erfüllung der steuerlichen Erklärungspflichten vielfach den Bezug zu Grund-
stücken und Immobilien. Der Berufsstand der Steuerberater benötigt hierzu Grundstücksda-
ten. Im Gegensatz zum Berufsstand der Notare ist jedoch in § 133 Abs. 2 Satz 4 GBO keine 
Ausnahmeregelung für den steuerberatenden Berufsstand vorgesehen, durch welche eine un-
komplizierte Teilnahme am automatisierten Abrufverfahren, ermöglicht werden würde. Diese 
sollte jedoch unbedingt geschaffen werden.  

Denn die bislang im Gesetz vorgesehene Regelung des § 133 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 3 GBO 
ist in der Praxis nicht für alle Steuerberater umsetzbar, da das Merkmal „Vielzahl von Über-
mittlungen“ nicht wie vorgesehen erfüllt werden kann. Insbesondere kleinere und mittlere 
Kanzleien benötigen oftmals, aber nicht regelmäßig, Zugang zum Grundbuch. Vielmehr wer-
den in diesen die für einen automatischen Abruf notwenigen Fallzahlen von 20 Abrufen pro 
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Monat, in einigen Monaten unterschritten, in Monaten, in denen der Ablauf von steuerlichen 
Erklärungspflichten kurz bevorsteht (z. B. Grundsteuererklärungen, Einkommensteuererklä-
rungen), jedoch deutlich überschritten. Eine Änderung zugunsten des steuerberatenden Be-
rufsstands würde nicht nur die Schnelligkeit und Effektivität der Arbeit in den Kanzleien stei-
gern, sondern auch die Kanzleien und die Grundbuchämter von unnötiger Bürokratie entlas-
ten, die durch den Nachweis von Vollmacht und Darlegung des Einsichtsbegehrens im Einzel-
fall entsteht. Ein Nachweis der Zulassung zum Berufsstand und der Bevollmächtigung durch 
die Grundstückseigentümer wäre mittels besonderem elektronischem Steuerberaterpostfach 
und Vollmachtsdatenbank technisch nicht nur papierlos, sondern auf Grundlage von bereits 
vorhandenen digitalen Prozessen auch ohne weiteren Zusatzaufwand möglich. 
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